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Einziger Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung
des Energieeinsparungsgesetzes

BT-Drucksache 17/12619

Der Vorsitzende: Ich möchte Sie recht herzlich
begrüßen zur 99. Sitzung des Ausschusses für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung - die nächste
Sitzung ist unsere hundertste! Es geht bei der
heutigen Anhörung um den Entwurf des Vierten
Gesetzes zur Änderung des
Energieeinsparungsgesetzes. Als
Sachverständige darf ich dazu ganz herzlich
begrüßen: Herrn Werner Genter von der KfW,
Herrn Hilmar von Lojewski vom Deutschen
Städtetag, Herrn Harald Rapp von der AGFW -
Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und
KWK e.V. -, Herrn Walter Rasch von der BID –
Bundesarbeitsgemeinschaft
Immobilienwirtschaft Deutschland –, Herrn Dr.
Norbert Verweyen von der RWE Effizienz GmbH,
Herrn Carsten Wachholz vom NABU, Herrn
Dietmar Walberg von der Arbeitsgemeinschaft
für zeitgemäßes Bauen e.V., und Herrn Dr. Kai
Warnecke von der Haus & Grund Deutschland.
Seien Sie uns herzlich willkommen! Soweit ich
sehe, haben fast alle von Ihnen schriftliche
Stellungnahmen eingereicht. Die Anhörung läuft
nach dem Verfahren, wie wir es in den letzten
Anhörungen immer gemacht haben: Die
Abgeordneten stellen direkt ihre Fragen und Sie
antworten dann, möglichst kurz und knapp.
Damit beginnen wir auch gleich mit der
Fragerunde. Vorher stelle ich wie immer die
Frage: Ich hoffe es sind alle einverstanden, dass
wir ein Wortprotokoll der Öffentlichen Anhörung
erstellen, wie wir es immer machen. Sehr schön.
Damit hat sofort der Abg. Volkmar Vogel das
Wort.

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Die Bitte,
dass man sich kurz fasst, gilt natürlich auch für
die Kollegen hier im Kreise, denn es wird eine
ganze Reihe von Fragen geben zu dieser
Anhörung. Deswegen möchte ich mich nicht
lange mit der Vorrede aufhalten. Ich habe eine
Frage an Herrn Dr. Warnecke von Haus & Grund
und an Herrn Rasch für die Immobilienwirtschaft.
Der vorliegende Entwurf zielt darauf ab, dass der
Gebäudebestand keine Verpflichtung zur
Sanierung erhält, obgleich dazu auch eine
Diskussion geführt wird - zum einen über die
Verpflichtung zur Sanierung, aber auch in
Teilbereichen, wie zum Beispiel zum Austausch
von Heizkesseln oder zu Veränderungen im
Dämmungsbereich. Meine Frage an die beiden

Herren ist diesbezüglich: Welche Auswirkungen
sehen Sie, wenn so etwas käme, auf die
Sanierungsaktivitäten sowohl in der
Immobilienwirtschaft als auch im privaten
Bereich? Sehen Sie Auswirkungen auf die
Entwicklung der Mieten und auf die Entwicklung
des Mietmarktes insgesamt? Soweit in aller
Kürze, damit viele Kollegen die Möglichkeit
haben, Fragen zu stellen.

Walter Rasch (BID): Wir treten ganz
entschieden dafür ein, dass wir bei dem Prinzip
der Freiwilligkeit bleiben. Und zwar aus dem
einfachen Grunde, weil es darum geht, die
optimale Lösung für die einzelnen Gebäude zu
finden und es nicht einem riesigen Konvolut von
Verordnungen und Ausführungsvorschriften zu
überlassen, was im speziellen Gebäude an
energetischen Maßnahmen zu treffen ist. Das
Ideale ist eigentlich eine Formulierung einer
Zielvorstellung, wie wir sie haben, grundsätzlich
auch im Bestand die energetischen
Anforderungen zu steigern und insbesondere
den Verbrauch an Endenergie zu senken. Und
dadurch, dass man ein Optimum von
Maßnahmen ergreift, Kosteneffizienz zu
erreichen, also mit einem möglichst geringen
Aufwand einen möglichst großen Erfolg zu
erwirtschaften. Das ist von Gebäude zu
Gebäude, von Quartier zu Quartier
unterschiedlich. Wenn ich da die
Förderungspolitik so gestalte, dass ich auch in
der Wahl meiner Instrumente frei bin, also
technologieoffen und möglichst flexibel bin, weil
ich auch je nach Lage, nach Region in
Deutschland und nach Standard des Gebäudes
ganz bestimmte Maßnahmen ergreifen kann,
dann erreiche ich eine optimale Lösung. Wenn
ich aber anfange alles vorzuschreiben, dann
muss ich für den Gebäudekomplex den Standard
fest definieren und muss sagen, hier ist das und
das notwendig, um eine maximale Reduzierung
des Energieverbrauches zu erreichen. Mit dem
Ergebnis, dass wir einen riesigen Aufwand
produzieren. Es ist viel einfacher – und das zeigt
auch der Erfolg, den wir mittlerweile erreicht
haben –, dass im Bestand das einzelne Gebäude
zugrunde gelegt wird und der einzelne
Eigentümer entscheidet, was er am besten
macht, und dass die Instrumente möglichst offen
sind. Das führt auch dazu, dass der Aufwand
effizient ist. Das bedeutet auch, dass der Druck
auf die Mieten, also auf Mietsteigerung
kalkulierbarer ist, geringer ist, als wenn ich
Maßnahmen machen muss, die für mein
Gebäude unsinnig sind. Oder dass ich mich nach
Förderung orientiere, die für mich zwar
wirtschaftlich nützlich ist, aber ökologisch
gesehen vom Energieverbrauch gar nicht
sinnvoll ist. Also, wie gesagt, die optimale
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Lösung liegt in der Freiwilligkeit, um auch den
Druck auf die Mieten deutlich geringer zu halten.
Da gibt es noch andere Komponenten, die
hinzukommen und die dazu führen, dass wir in
den Ballungszentren und auch in anderen
Regionen Mietsteigerungen haben, die wir nicht
haben wollen. Wir als Immobilienwirtschaft
wollen die Bevölkerung mit vernünftigem
Wohnraum bei gutem Standard und zu sozial
verträglichen Mieten versorgen. Das ist unsere
Aufgabe. Dazu stehen wir auch. Das kann man
mit dem, was ich kurz beschrieben habe, nach
meiner Überzeugung erreichen – mit anderen
Methoden, staatlich verordnet und organisiert,
nicht.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Rasch! Herr
Warnecke, bitte!

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. Herr Vogel, die
Nichteinbeziehung des Gebäudebestandes in
die Verschärfung der EnEV ist wesentlich und
ausdrücklich zu begrüßen. Die Verschärfung der
Anforderungen der EnEV an den Neubau wird zu
einer erheblichen Kostensteigerung führen. Das
ist sowohl den Gutachten zu entnehmen, als
auch eigentlich eine natürliche Angelegenheit.
Das führt logischerweise unmittelbar dazu, dass
die Mieten steigen werden. Das ist schon daran
sichtbar, dass aufgrund der vielen
Anforderungen – und dazu gehören eben auch
die energetischen Komponenten – im Neubau
heutzutage eine Kostenmiete in wirtschaftlicher
Hinsicht bei 8,50 Euro bis 9 Euro liegen muss,
und damit weit über den Durchschnittsmieten
zum Beispiel von Städten wie Hamburg oder
Berlin. Die aktuell ausgewerteten Mietspiegel
ergeben für beide Städte Durchschnittsmieten
von 7,60 bis 7,70 Euro. Das heißt, der Neubau ist
heute schon sehr teuer, sodass aufgrund der
Standards natürlich unmittelbar eine
Mietsteigerung eintreten muss. Dass der
Bestand nicht einbezogen ist, ist aus
wirtschaftlichen Gesichtspunkten dringend
erforderlich. Denn das Ende dessen, was
wirtschaftlich zumutbar ist, ist im Bestand
erreicht. Wir schließen uns auch ausdrücklich
den verfassungsrechtlichen Bedenken an, die
der Bundesrat geltend gemacht hat. Die
Bundesratsstellungnahme besagt auch, dass
weitere Verschärfungen im Gebäudebestand
verfassungsrechtlich dahingehend bedenklich
wären, dass das Ordnungsrecht und die damit
einhergehende Verschärfung dem Eigentümer
einer Immobilie nicht mehr zumutbar wäre, weil
es aufgrund der Belastung mit den Kosten, dann
zu einer Enteignung auf kaltem Wege käme.
Insofern denken wir, dass hier das absolute
Maximum erreicht ist. Wir sehen natürlich, dass
es europäische Vorgaben gibt, auch das Ziel

Niedrigstenergiegebäude-Standard, das
umzusetzen ist. Auf der anderen Seite muss man
dringend beachten, dass die Energiewende
bezahlbar und für den Bürger verständlich bleibt.
Das Wohnen wird teurer aufgrund der
Preissteigerung beim Heizen oder auch beim
Strom. Wir müssen also aufpassen, dass die
Miete insgesamt nicht auch noch weiter teurer
wird, und auch für den selbstnutzenden
Eigentümer das Wohnen weiterhin finanzierbar
bleibt. Bei diesen ganzen Vorgaben müssen wir
auch beachten, dass wir in vielen Teilen des
Landes mit Leerstand zu kämpfen haben und
dass viele Immobilien von älteren Eigentümern
nicht zur weiteren Nutzung an die Kinder vererbt
werden können, weil diese sich in anderen Teilen
des Landes zur Arbeit aufhalten. Die Migration
trifft ja auch Familien und Einfamilienhäuser.
Wenn man hier ältere Eigentümer zwingt, noch
Sanierungsmaßnahmen und energetische
Modernisierungen vorzunehmen bei Immobilien,
die absehbar in 5 oder 10 Jahren nicht mehr
bewohnt werden oder die abgerissen werden
müssen, weil sie dann als Schrottimmobilien
gelten, dann wäre das eine verfehlte Politik.
Insofern keine Verschärfung im Bestand und nur
eine maßvolle Verschärfung beim Neubau – das
sind die Schritte, die gegangen werden müssen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Groß.

Abg. Michael Groß (SPD): Ich habe zwei
Fragen an Herrn Walberg. Die erste Frage
bezieht sich auf den Neubaubestand, auf die
höheren Anforderungen. Tragen diese erhöhten
Anforderungen zu einem wirtschaftlicheren und
sozialeren Einsatz der Energie bei? Gibt es also
eine höhere Energieeffizienz? Und gelingt es
dadurch auch, technische Innovationen zu
entwickeln?

Die zweite Frage bezieht sich auf den
Energieausweis, der ja eine exponiertere Rolle
bekommen soll. Ist er geeignet, also ist er
verbraucherfreundlich? Und was stellt er
eigentlich Ihrer Meinung nach dar?

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Herr Vorsitzender, Herr
Groß. Zum ersten Bereich, der Definition: Wir
begrüßen es, dass der
Niedrigstenergiehausstandard im EnEG – das ist
ja nun der eigentliche Anlass für unser
Zusammenkommen heute – sozusagen
ergebnisoffen definiert wird. Die EnEV und dann
die Umsetzung tun in der Folge jetzt schon
einiges, die Definition von fortschreitenden
Anforderungen in eine gewisse Richtung zu
leiten, die wir als nicht unproblematisch ansehen.
Die 12,5 prozentige Verschärfung des
Primärenergiefaktors mag zu Anfang 2014 noch
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relativ kostenneutral abzubilden sein. Auch vor
dem Hintergrund des großen Förderanteils der
KfW mag das noch verkraftbar sein. Wir sehen
eher Probleme damit, wie im Nachgang dann
auch Anforderungen an Gebäude definiert
werden, die zum Gros unserer Aufmerksamkeit
gehören, nämlich zum Geschosswohnungsbau.
Es gibt in der EnEV jetzt zwei fortschreitende
Anforderungsverschärfungen bzgl. der
Dämmwirkung, also der Dämmung von künftigen
Gebäuden. Und die wird nicht linear über alle
Gebäudetypen vollzogen, sondern gerade in
dem Bereich kleine bis mittlere
Geschosswohnungen, wo das energieeffiziente
Wohnen eigentlich schon stattfindet, findet eine
Verschärfung der Dämmanforderungen bis 2016
von teilweise über 20 Prozent statt. Darin sehen
wir ein Problem, denn diese Dämmwirkung findet
keine lineare Fortsetzung in Sachen
Energieverbrauchssenkung. Es wird sich dabei
wirklich nur um marginale
Energieverbrauchssenkungen handeln. Aber
tatsächlich handelt es sich erst mal um eine
Kostensteigerung. Wir glauben, dass das nicht
folgerichtig ist. Wir glauben, dass wir gerade in
dem Bereich, den wir künftig tatsächlich
brauchen – nämlich den bezahlbaren Wohnraum
–, dass wir genau in solchen Gebäuden
vorsichtig sein sollten, diese künftig mit Kosten
zu belasten, die eben aus einer einseitigen – und
das ist auch unsere Hauptkritik – Sichtweise der
EnEV auf das Gebäude bezogen entstehen. Der
zweite Teil der Frage: Lässt die EnEV
Innovationen zu? Das tut sie nicht. Die EnEV ist
Ordnungsrecht. Die EnEV definiert das, was wir
künftig brauchen, nämlich Innovation in der
Betrachtung des Gebäudes, in der Betrachtung
eines Gebäudes im komplexen Zusammenhang
mit dem Quartier, Wechselwirkungen von
Wärmespeicherung, von Wärmeabgabe aus
Gebäuden, die eine hohe Wärmelast haben, in
zu versorgende Quartiere. Dinge wie
Eisspeicher, kalte Netze, all diese Dinge
kommen in der EnEV nicht vor. Ganz im
Gegenteil, die werden eher ausgebremst oder
aber sind nur über die Erteilung von
Ausnahmegenehmigungen nach §25 EnEV
möglich. Wir glauben, dass die Komplexität
dessen, was wir brauchen – Energieeffizienz, die
nicht nur im Gebäude, sondern eben tatsächlich
über das Gebäude hinausgeht –, so kaum
abgebildet wird. Das sehen wir als Problem an.

Zum Energieausweis: Darüber könnte man
stundenlang philosophieren. Festzustellen ist,
dass der Energieausweis jetzt faktisch keine
Akzeptanz hat. Er hat nicht zu dem geführt, was
sich alle davon versprochen haben, nämlich eine
Markttransparenz herzustellen, eine leichte und
verbraucherfreundliche Aussage zum
energieeffizienten Portfolio des Gebäudes, der

Wohnung, für die ich mich interessiere. Das hat
eine Reihe von Gründen, und die werden nicht
entschärft, sondern sie werden im Grunde noch
mehr verkompliziert. Wir haben es mit zwei
gleichrangigen Energieausweisen zu tun, dem
Bedarfsausweis und dem Verbrauchsausweis.
Sie sind in ihren Aussagen völlig unterschiedlich.
Der Verbrauchsausweis im Bestand liefert eine
völlig andere Aussage als der Bedarfsausweis
für das gleiche Gebäude. Für den Bestand ist in
der Regel davon auszugehen, dass der
Bedarfsausweis deutlich höher liegt, als der
Verbrauchsausweis. Beim Neubau ist es genau
umgekehrt. Das trägt einmal zur Verwirrung teil.
Der Bedarfsausweis kann auf zwei verschiedene
Arten entstehen: Nach dem klassischen
Rechenverfahren bezogen auf Gebäude- und
Anlagentechnik, DIN 4108 und 4701 Teil 10,
oder nach DIN 18599. Das liefert übrigens
unterschiedliche Ergebnisse. Das trägt zur
Verwirrung bei. Dann kommt dazu, dass es auf
Flächen bezogen ist, mit denen der Verbraucher
und der Nichtkundige erst mal nichts anfangen
kann. Wir rechnen physikalisch richtig auf eine
theoretische Gebäudenutzfläche bezogen.
Tatsächlich interessiert mich als Mieter,
Verkäufer, Wohnungsunternehmen aber nur die
Fläche, die ich tatsächlich habe, nämlich die
Wohnfläche – wie auch immer sie ermittelt wird,
nach Wohnflächenverordnung, darüber kann
man stundenlang philosophieren. Wir haben es
also mit völlig unterschiedlichen
Flächenzuordnungen zu tun.
Und künftig kommt noch eine dritte Fläche dazu.
Die EnEV sieht nämlich vor, dass wir künftig eine
Wohnfläche, wenn sie nicht bekannt ist, aus
einer künstlichen Fläche nochmal als Faktor
erzeugen können. Das heißt, wir haben es mit
drei unterschiedlichen Flächen zu tun. Wenn
derjenige, der den Energieausweis ausstellt,
nicht genau weiß, was die Wohnfläche ist, die
eigentlich vorhanden und bekannt sein müsste,
trägt das noch zur Verwirrung bei. Wir glauben
nicht, dass das tatsächlich zu einer
Markttransparenz führt. Wir glauben, dass es
nicht verbraucherfreundlich ist. Wir warnen aber
davor, dass man meinen könnte: Na gut, dann
machen wir es einfacher. Dann machen wir es in
diesem Klassensystem A, B, C, D, E, F, G. Das
ist natürlich auf den ersten Blick viel
transparenter. Ich habe es mit einem schlechten,
mit einem guten – wie auch immer – Gebäude zu
tun. Aber wir müssen auch eines zur Kenntnis
nehmen: Gebäude sind Unikate. Ein Gebäude ist
ein Unikat. Und auch wenn ich Gebäude
typisieren kann, dann ist jedes Gebäude unter
immer wieder verschiedenen Bedingungen,
unter immer wieder verschiedenem Einsatz von
Menschen, Materialien, Standort usw. zustande
gekommen. Ich kann es nicht klassifizieren wie
ein Industrieprodukt, wie weiße Ware oder
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andere Dinge, die unter gleichen seriellen
Bedingungen hergestellt werden. Deswegen
wird das immer zu einer verzerrten Aussage
führen, bildet die Komplexität der energetischen
Anforderung eines Gebäudes überhaupt nicht
ab. Dazu kommt noch, dass man dann innerhalb
dieser Klassen, die ja dann zwangsweise eine
Kappungsgrenze darstellen, tatsächlich die
kleinen, wirklich effektiven Maßnahmen eher
verhindert als befördert.

Vorsitzender: Vielen Dank. Kollegin Müller!

Abg. Petra Müller (FDP): Erst mal Respekt, ich
kann auch schon schnell sprechen, aber Sie
toppen mich wirklich. Ich fand das
hochinteressant, was Sie da alles gerade gesagt
haben. Und das, was wir hier diskutieren, ist ja
der Punkt: Bringen die neuen Gesetze, die
neuen Regelungen Vorteile oder Nachteile? Ich
versuche das mal ganz einfach zu gestalten. Am
Ende des Tages gibt es auch verschiedene
Stellungnahmen, die von Mietpreiserhöhungen
sprechen. Wir sind hier im politischen Bereich.
Am Ende des Tages diskutieren wir auch
demnächst in einem Wahlkampf öffentlich
Mietpreisdeckelungen, oder nicht? Wie setze ich
das jetzt bei Ihnen in Ihren Kontext? Das würde
mich mal interessieren. Eine gemeine Frage, ich
weiß...

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Walberg
nochmal.

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Das ist keine gemeine
Frage. Energieeffizienz ist eine wichtige, eine der
zentralen Herausforderungen, um bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen. Aber dazu gehören
eben noch andere Aspekte. Wir werden es zu tun
haben mit einer Vielzahl von anderen
Anforderungen an die Gebäude, auch an den
Gebäudebestand. Wir haben zu tun mit
verschiedenen absehbaren Lebensstrategien
und Nutzerstrukturen, die wir künftig in unseren
Gebäuden vorfinden werden. Wir haben es zu
tun mit Anforderungen wie Barrierefreiheit, wie
Altersgerechtigkeit, Generationengerechtigkeit.
All diese Dinge, die in Kosten münden und die
irgendwann tatsächlich damit zu tun haben, dass
das auf die Miete dann auch umschlägt. Was Sie
jetzt möglicherweise anführen ist die Frage: Was
das mit der Warmmiete zu tun hat?

Vorsitzender: Es ist nicht gedacht, dass Sie
einen Dialog führen!

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Dann habe ich die Frage
vielleicht nicht ganz verstanden…

Vorsitzender: Wenn die Frage wirklich nicht …
nein, Frau Müller, kein neuer Versuch? Ok, gut.
Dann ist als nächstes die Kollegin Bluhm dran.

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Zunächst
mal meinen herzlichen Dank an alle
Sachverständigen für ihre ausführlichen,
vorausschickenden Worte zu dem Thema EnEV.
Es ist doch sehr umfangreich und vieles von
dem, was Sie uns zugearbeitet haben, ist ja auch
in der politischen Debatte zu berücksichtigen.
Aus diesem Grunde habe ich zunächst in der
ersten Runde zwei Fragen. Die erste Frage geht
an Herrn Rapp von der Arbeitsgemeinschaft
Fernwärme, die zweite Frage an Herrn von
Lojewski vom kommunalen Spitzenverband. Wir
werden, wenn es in die Umsetzung der EnEV
geht, nicht nur von der Bundesebene gefordert,
was die Gesetzgebung betrifft, sondern wenn die
EnEV umgesetzt werden soll, sind auch die
Länder und natürlich auch die Kommunen an
diesem Prozess beteiligt. Deshalb, Herr Rapp,
meine Frage an Sie: Welche Instrumentarien auf
Bundes-, Landes- und Kommunalebene
müssten ineinander greifen, um die
Energiesparpotenziale effektiv heben zu
können? Ist die Finanzausstattung, die wir heute
als Bund anbieten, für solche Instrumente
ausreichend? Oder müssten dort bei der
Finanzausstattung des Bundes gegebenenfalls
auch Änderungen vorgenommen werden?

Die zweite Frage an Herrn von Lojewski. Wir
haben in der EnEV vorgesehen, dass auch in der
Zukunft insbesondere öffentliche Gebäude eine
gewisse Vorbildwirkung einnehmen müssen,
indem sie tatsächlich Energieeinsparpotenziale
heben sollen in einem Zeitraum, in dem das für
die Wohngebäude noch nicht so vorgesehen ist.
Deshalb meine Frage an Sie: Haben die
Kommunen schon mal errechnet, wie hoch der
Finanzbedarf wäre, um die eigenen kommunalen
Landes- und auch Bundesgebäude an dieser
Stelle energetisch zu ertüchtigen? Und wenn ja,
welchen finanziellen Aufwand müssten die
Kommunen hier zusätzlich betreiben? Wie
gedenken die Kommunen diese Aufgabe für sich
umzusetzen?

Harald Rapp (AGFW): Guten Tag auch von
meiner Seite aus! Ich versuche es sehr kurz zu
machen. Die Kommunen haben meiner Meinung
nach ein Ziel – das ist die CO2-Einsparung, das
heißt den Ausstoß pro Einwohner über einen
Zeitraum auf ca. 1,5 t CO2-Äquivalent pro Jahr
zu bringen. Dazu haben sie verschiedene
Instrumentarien. Da müssen wir sehen, dass wir
das in den Gleichklang bringen. Eine
Rahmengesetzgebung kann – nach meiner
Auffassung – nur das Spielfeld dafür bieten, dass
eine Harmonisierung aller Vorgaben vorhanden
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ist. Das heißt, wir haben nicht nur die
gebäudespezifischen Konzepte, wir haben
natürlich auch abwasserspezifische Konzepte.
Wir haben planerische Konzepte für die Städte,
für die verschiedenen Lagen sicherzustellen, die
auch gegenseitig in Konkurrenz stehen. Die
Zielgröße sollte also sein: Wie können wir unser
CO2-Äquivalent erreichen? Dafür gibt es eben
drei Maßnahmen, die wir in der Energiewende in
den letzten Jahren auch schon umsetzen. Da ist
natürlich der Energieverbrauch zu senken. Da ist
zum Zweiten natürlich auch die
Primärenergieeffizienz zu heben, langfristig zu
heben. Und zu guter Letzt – und das sollte man
nicht unterschlagen – sind es natürlich auch die
erneuerbaren Energien, die wir einpassen
müssen in dieses Gesamtsystem. Ist das mit
einem Bundesgesetz zu leisten oder mit
mehreren zusammen? Ich halte es für
kompliziert und sehr schwierig, dem allen
gerecht zu werden. Das heißt, wie sollte die
Betrachtungsebene, wie sollten die Prozesse
sein? Die Instrumentarien haben wir ja zum Teil.
Wir haben so genannte integrierte
Stadtentwicklungskonzepte.
Wir haben integrierte Energie- und
Klimaschutzkonzepte, die die Kommunen vor Ort
umsetzen, je nach unterschiedlichen Lagen. In
Cottbus – um es als Beispiel zu nennen – gibt es
Rückbauszenarien. Das sind zum Teil
Schwundregionen, im Erzgebirge aber auch in
Westdeutschland gibt es die. Wir haben
Stagnationsregionen in der Demographie und
wir haben natürlich Metropolregionen. Auch da
gibt es sogar noch Unterschiede in dieser
Versorgung, um dieses CO2-Ziel zu erreichen.
Ich selbst komme aus Frankfurt. Da werden
andere Systeme angewandt, wie in meiner
Heimatstadt Darmstadt zum Beispiel. Auch dem
muss man Rechnung tragen und muss es in die
Umsetzung bringen. Zumal dann noch
soziodemographische Fragen zum Tragen
kommen. Wir haben es vorhin schon vom
Kollegen von Haus und Grund gesehen, was soll
denn ein 70-jähriger noch dämmen im Bestand –
wenn wir auch über den Bestand reden – wenn
seine Lebenslage ihm sagt, in 15 Jahren habe
ich keinen Nachfolger mehr für mein Haus. Wir
haben in Dresden festgestellt bei einem
Klimaschutzkonzept, dass ein Großteil von über
85 Prozent des Gebäudebestands bereits
saniert oder teilsaniert ist. Das heißt, dort können
eigentlich aufgrund der Mietsituation die Häuser
in den nächsten 15 bis 20 Jahren nicht mehr
angefasst werden. Wir haben unterschiedliche
Mietniveaus. In Frankfurt haben wir Gebäude,
48er bis 52er Baujahr, Mietniveau 8,50 Euro,
dann nach der energetischen Sanierung 13,50
Euro pro Quadratmeter. Innerhalb einer Woche
waren 60 Wohneinheiten weg. Im Leipziger
Osten liegen wir bei 3 Euro, da ist selbst 3,50

Euro kaum noch umzusetzen. Also das muss
natürlich geleistet werden, auch von den
Rahmenbedingungen. Das kann – nach meiner
Auffassung – nur vor Ort durch die Konzepte,
durch die integrierten Stadtkonzepte geleistet
werden. Und wir haben ein Beispiel, wo das auch
funktioniert hat.
Und jetzt kommen wir auch zu den
Instrumentarien, in dem zweiten Teil der Frage.
Das ist natürlich die Städtebauförderung. In der
Städtebauförderung mit den Stadtumbau
Ost-Szenarien, jetzt mittlerweile auch
Stadtumbau West-Szenarien, auch mit der
Sozialen Stadt, haben wir Möglichkeiten
geschaffen, Bund- und Länderinteressen
zusammenzupacken und in den Kommunen
umzusetzen. Damit konnten wir auch – jedenfalls
in großen Teilbereichen – die Kommunen in eine
Handlungsfähigkeit hineinbekommen. Natürlich
unter Kontrolle auch der Länder, der
länderspezifischen Planungsvorgaben. Die
Aussage ist ganz klar, jawohl, wir haben die
Instrumentarien, auch im BauGB, auch im
EEWärmeG. Hier gilt es natürlich zu
harmonisieren. Da dürfen keine gegenteiligen
Maßnahmen vorgegeben sein. Wir dürfen nicht
in der EnEV Biomethan ausschließen, während
es im EEWärmeG möglich ist. Das sind natürlich
Harmonisierungsfragen. Von der geldlichen
Ausstattung haben wir Möglichkeiten,
Städtebauförderung mit Fachförderung auch zu
verschneiden und zu positiven Ergebnissen zu
kommen. Soweit zu meinen Ausführungen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Herr
von Lojewski. Vielleicht zur Erläuterung für die
Experten: Wenn von einem Abgeordneten nur
ein Experte gefragt wird, dann kann er natürlich
etwas großzügiger reden, als wenn von einem
Abgeordneten zwei Experten befragt werden.
Einfach zur Einschätzung, damit sich niemand
ungerecht behandelt fühlt. Die Richtschnur ist so
drei bis vier Minuten, wenn man zu zweit gefragt
wird, und sechs bis sieben, wenn man allein
gefragt wird.

Hilmar von Lojewski (Deutscher Städtetag):
Verehrte Abg. Bluhm, zu der Frage nach den
öffentlichen Gebäuden, den Vorbildwirkungen,
dem Finanzierungsbedarf und wie die
Kommunen auf die Umsetzung reagieren: Sie
beziehen sich ja in Ihrer Frage auf den § 2a des
Entwurfs des Energieeinsparungsgesetzes. In
der Tat sehen wir es natürlich kritisch, wenn über
dieses Gesetz die Vorbildwirkung auch der
Kommunen nochmal nach vorne geschoben
wird. In der Tat haben es die Kommunen dann
auch zu tragen mit einem Anteil von gut 75
Prozent des gesamten öffentlichen
Neubauvolumens, diese Vorbildwirkung dann
auch zu exemplifizieren. Das bedeutet für die
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Kommunen – Sie fragten ja nach konkreten
Zahlen und da darf ich mich die Zahlen beziehen,
die in der Begründung zum Verordnungsentwurf
auch dargelegt sind, denn 75 bis 80 Prozent des
Gebäudebestandes entfällt auf die Kommunen:
Das sind dann übersetzt zwischen 40 und 55
Millionen Euro pro Jahr, die aufgrund der
Standarderhöhung dann auf die Kommunen
entfielen. Ich nenne diese Zahl mit Bedacht und
aller Vorsicht. Ich denke, das wird man nur
ex-post auswerten können anhand konkreter
Empirie, wieviel es dann wirklich war. Wir haben
ja auch einige Erfahrung sammeln dürfen – dank
des Konjunkturpaketes II der Bundesregierung
–, wie wir das vor Ort umsetzen. Wir schauen
natürlich auf so etwas wie ein Konjunkturpaket
III. Denn aus eigener Kraft werden die
Kommunen das nicht stemmen können, diese
erhöhten Standards auch einzuhalten. Die
Folgewirkungen wären dort, wo konkreter Bedarf
ist, den Bedarf nicht zu erfüllen oder den Bedarf
zu unterschreiten mit Neubauvorhaben, und
damit natürlich auch Defizite fortzuschreiben, die
es im Bereich des öffentlichen Bauens ohnehin
schon gibt. Insoweit sind die Kommunen auf
Bund und Länder angewiesen, wenn sie diese ja
in der EU immer weiter auch getriebenen
Forderungen der Vorbildwirkungen der
öffentlichen Hände so durchgesetzt sehen
wollen, wie das im Gesetzentwurf der Fall ist.
Bezogen auf den Bestand ist es so, dass doch
viele Kommunen ohnehin schon diese
Vorbildwirkungen einzuhalten versuchen. Da
sieht es auch ein bisschen anders aus, weil die
Sowieso-Kosten auch einzustellen sind und die
erhöhten Anforderungen im Verhältnis zu den
Sowieso-Kosten einen relativ geringeren Anteil
ausmachen. Viele Kommunen sind
Selbstverpflichtungen eingegangen und
versuchen zu liefern. Aber es würde natürlich
maßgeblich erleichtert, wenn das eine
konzertierte Aktion von Bund, Ländern und
Kommunen wäre und es zu einer Kostenteilung
zumindest der erhöhten Anforderungen käme.
Ich glaube, damit halbwegs erschöpfend Ihre
Frage beantwortet zu haben. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes die
Kollegin Wagner.

Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Lassen Sie mich eine Vorbemerkung
machen. Ich glaube wir sind uns alle einig
darüber, dass der Neubau es nicht reißen wird.
Allein aufgrund der zu erwartenden
Neubauvolumina, die in den nächsten Jahren
und Jahrzehnten noch zu errichten sein werden,
wird es im Wesentlichen auf den Bestand
ankommen. Auch wenn ich durchaus eine
Anhängerin des Wirtschaftlichkeitsprinzips bin,
glaube ich kaum, dass wir auch nur einen

Millimeter weiter kommen im Bestand, wenn wir
generell einfach nur sagen: Ja, wenn jemand halt
70 ist und das Haus fällt sowieso bald
zusammen, dann lässt man das Sanieren sein.
Wir werden Wege finden müssen, das
auszudifferenzieren. Wann eine Sanierung noch
einen Sinn macht und wann es klüger ist,
tatsächlich zu jemand zu sagen: Dann muss die
Erbengeneration sehen, wie sie damit zurecht
kommt. Also jedenfalls können diese Argumente
nicht generell gegen eine Bestandssanierung
sprechen. Ich habe zunächst zwei Fragen an den
NABU. Herr Walberg hat ja völlig richtig die
Intransparenz kritisiert, die für den Verbraucher
aus der Existenz verschiedenster
Energieausweise entsteht, deren
Zustandekommen auch noch mal kritisch
hinterfragt werden kann, wieviel Sachverstand
da im Einzelnen dahinter steckt. Dann die Frage:
Will ich eigentlich das Nutzerverhalten des
Vormieters bewerten? Oder will ich die Substanz
des Gebäudes bewerten? In dieser Kritik steckt
ja durchaus auch eine berechtigte Sorge. Meine
Frage ist nun: Welche Antworten würden Sie
denn darauf geben? Was halten Sie zum
Beispiel von einem einheitlichen Bedarfsausweis
für alle, der auch in einer entsprechenden
Preislage erstellt und abgegeben wird, dass er
tatsächlich auch angenommen wird. Damit das
Argument mal verschwindet, der kommt ja am
Markt nicht an. Der kommt am Markt nämlich nur
dann nicht an, wenn der Wohnungsmarkt
entsprechend angespannt ist. Das ist die eine
Frage. Was sagen Sie zu diesem Thema
„Transparenz eines einheitlichen
Energieausweises“?

Das zweite ist, was ich den NABU fragen wollte:
Es ist natürlich richtig, wenn keine
Endenergieeinsparung erzielt wird durch eine
Sanierung, dann steigt die Netto-Kaltmiete, ohne
dass die Nebenkosten fallen. Damit ist natürlich
ein riesiges Akzeptanzproblem erzeugt. Meine
Frage an den NABU ist: Welche Standards,
Transparenzkontrolle, Beratung, Förderung
müssen ergriffen werden, um die Ziele des
Energiekonzepts, die Klimaziele der
Bundesregierung unter diesen Vorzeichen
überhaupt zu erreichen? Was ist aus Ihrer Sicht
sinnvollerweise zu tun, wenn man weiß, dass
dieses Phänomen sich am Mietwohnungsmarkt
abbilden wird, nämlich dass es auf die Akzeptanz
der Mieter ankommen wird?

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin Wagner.
Herr Wachholz!

Carsten Wachholz (NABU): Vielen Dank für die
Frage, Frau Wagner. Einen schönen guten Tag
an Sie alle. Ich starte erstmal mit den
Energieausweisen. Wir haben uns in der Tat –
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ganz unabhängig von der aktuellen
EnEV-Novellierung – im vergangenen Jahr mit
einem weiten Kreis an Experten
zusammengesetzt, um die Frage zu ventilieren:
Wie bekommen wir mehr Transparenz für
Hauseigentümer bei der Bewertung von
Gebäuden hin? Als Ausganglage hilft das
Durcheinander von Bedarfs- und
Verbrauchsausweis, die sich dann ja auch noch
auf unterschiedliche EnEV-Werte beziehen,
eigentlich nicht weiter. Deshalb sind wir relativ
nah bei Ihrem Vorschlag, in einem ersten Schritt
Bedarfs- und Verbrauchsausweis
zusammenzuführen. Denn natürlich erfüllt so ein
Bedarfsausweis, wenn er tatsächlich
angenommen wird, verschiedene Funktionen.
Natürlich ist im Mietwohnungsbereich vor allen
Dingen der Verbrauchswert entscheidend.
Deshalb kann man aber auch einfach die
verbrauchs-, die nutzungsabhängige
Komponente mit einer soliden Berechnung als
Angabe in den Bedarfsausweis übernehmen.
Aber wir können nicht Verbrauch gegen Bedarf
ausspielen. Das Entscheidende für uns ist ja, ein
besseres Gefühl dafür zu bekommen, wie wir die
Bausubstanz bewerten. Und dort sehen wir im
Moment das Problem, dass wir auch mit den
Vorgaben, die wir jetzt in dem aktuellen
EnEV-Entwurf haben, eine viel zu große
Diskrepanz haben zwischen dem, was wir uns im
Moment als Mindeststandard vorzuschreiben
trauen, und der Entwicklung, wo wir bis 2020
beim Wärmebedarf 20 Prozent Endenergie
einsparen wollen und 80 Prozent
Primärenergiebedarf bis 2050. Ich glaube, wir
müssen an die Systematik des
Bedarfsausweises ran. Es gibt ja auch viele
Fragezeichen hinter der Berechnung. Und wir
werden auch an dem Thema, das eben Herr
Walberg angesprochen hat, an der
Vereinfachung nicht vorbeikommen. Dann wird
es sicherlich auch Ungerechtigkeiten geben.
Aber wir sind überzeugt, dass ein Klassensystem
die deutlich bessere Variante ist. Ich muss
irgendwo eine Abgrenzung machen, um deutlich
zu machen, wie groß der Schritt denn ist. Selbst
wenn ich mich jetzt nur für kleine
Effizienzverbesserungen einsetze, wenn ich
weiß, ich habe bei meinem Gebäudetyp noch
zwei weitere Klassen. Ich muss ja gar nicht
unbedingt in jedem Gebäudetyp auf
Passivhausstandard kommen, aber ich muss
endlich eine Bewertung reinkriegen: Mein
Gebäudetyp, wo steht der eigentlich, wo muss
ich hin? Wir plädieren sehr stark dafür, dass man
nicht jetzt in der laufenden Novelle, sondern die
Zeit der nächsten Legislatur nutzt, um dieses
Klassensystem, das tatsächlich von den
Verbrauchern angenommen wird, in eine
absolute Einstufung zu überführen. So dass man
dann aber auch endlich die leidige Debatte

rausbekommt, dass jedes Gebäude hinterher ein
Niedrigstenergie-Gebäude sein muss. Es wird
Unterschiede geben im Gebäudebestand, und
darüber müssen wir uns verständigen. Deshalb
plädieren wir stark dafür, dieses
Transparenzthema anzugehen. Der erste Schritt
kann die Abschaffung der Vielfalt der Ausweise
sein und eine Vereinfachung in dem Sinne, dass
Verbrauchsangaben in den Bedarfsausweis
integriert werden.

Wie eben angesprochen wurde, haben wir jede
Menge andere Themen im Bereich der
Stadtentwicklung und Quartiersentwicklung. Die
zweite entscheidende Frage, die wir mit Ihnen
über die EnEV hinaus diskutieren wollen, ist: Wie
bekommen wir gebäudeindividuelle Strategien
besser in qualitativ hochwertige Konzepte für
Quartiere oder auch den ökologischen Umbau
der Städte insgesamt hin? Auch hier möchte ich
davor warnen, dass das immer gegeneinander
ausgespielt wird. Wenn Sie ein Quartier
betrachten, egal in welcher Region, müssen Sie
sich doch trotzdem um das einzelne Gebäude
kümmern. Sie werden sich bei der Gebäudehülle
immer das einzelne Gebäude ansehen müssen.
Quartiersmäßig können Sie sich doch nur auf der
Versorgungsseite überlegen, ob es effizientere
Lösungen gibt, als eine einzelne Heizung
irgendwie zu erneuern. Zu glauben, wir könnten
auf gebäudeindividuelle Standards komplett
verzichten, es nur über Städtebauförderung
machen oder es den Kommunen überlassen –
da fehlt doch jede Handhabe! Wohin sollen sich
denn auch Quartiere entwickeln? Deshalb ist es
so wichtig, dass die EnEV zumindest einem
gewissen Rahmen vorgibt. Der kann vielleicht
mehr Flexibilität enthalten, als er heute hat. Aber
ich bin sehr überrascht, von Ihnen zu hören:
Bestimmte Innovationen schaffen wir schon mit
den Vorgaben für dieses
Niedrigstenergie-Gebäude bis 2020 nicht
umzusetzen. Dann muss man darüber reden.
Wir finden bloß, dass die EnEV ein Signal setzen
muss, zum Beispiel eben indem man mit einem
Vorlauf von jetzt nur noch 7 Jahren mal genauer
definiert, was denn ein
Niedrigstenergie-Gebäude ausmachen kann,
wieviel Flexibilität wir da zulassen. Wir haben
das Gefühl, die Schritte, die da jetzt für 2014 und
2016 festgelegt worden sind, geben nicht das
richtige Signal. Denn wir haben ja heute schon
vorhandene Lösungen für
Niedrigstenergie-Gebäude im Markt. Die müssen
wir bloß weiterentwickeln. Und wir müssen ja
auch erhebliche Kostensenkungen bis 2020
realisieren. Wenn wir das erst 2017 oder 2018
festlegen, dann werden zumindest die
Kommunen, die dann vorbildliche Lösungen
schon 2019 umsetzen können, auf diesen
Skaleneffekt noch nicht hoffen dürfen.
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Vorsitzender: Vielen Dank, damit kommen wir
zum Kollegen Vogel in der zweiten Runde. Bitte
sehr!

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Ich habe eine Frage an Herrn
Genter und an Herrn Dr. Warnecke und möchte
dazu den Fokus auf das Wirtschaftlichkeitsgebot
lenken und hier besonders auf den Bestand
eingehen, weil es natürlich auch in unserem
Sinne ist, das riesige Potenzial der
Bestandsgebäude, was die Energieeffizienz
anbetrifft, mit zu heben. Aber nicht durch
ordnungspolitische Maßnahmen, sondern durch
entsprechende Förderungsmöglichkeiten, um
die Wirtschaftlichkeitslücke, die dabei entsteht,
zu schließen. Eine Frage an Herrn Genter von
der KfW. Sie haben ja das Programm
Energieeffizienzhaus in den verschiedenen
Abstufungen, wobei nach meiner Kenntnis vor
allen Dingen das Energieeffizienzhaus 70 sehr
gut angenommen wird. Mit dem vorliegenden
Entwurf wird es ja so sein, dass wir ab 2016 dann
quasi als Standard das Energieeffizienzhaus 75
haben werden. Meine Frage an Sie: Es ist ja
dann auch für den Bestand das Neubauniveau
maßgebend, das man für den Bestand zur
Anwendung bringt. Sehen Sie da Probleme,
dass dann die notwendigen Zuschüsse und
Zinsverbilligungen ausreichend sind, um die
Wirtschaftlichkeitslücke zu schließen? Gibt es da
von Ihrer Seite Planungen ab dem Jahre 2015
bzw. 2016? Und meine Frage an Herrn Dr.
Warnecke: Neben den Förderprogrammen, die
die KfW ja diesbezüglich auflegt, stellt sich
natürlich immer auch die Frage der steuerlichen
Sonderabschreibungsmöglichkeiten im
Wohnungsbau, die gerade im Bestand von
großer Bedeutung ist. Wie sehen Sie das im
Lichte der derzeitigen Lage, dass eine
steuerliche Abschreibungsmöglichkeit nicht
zustande gekommen ist? Sollte man das erneut
aufgreifen? Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Genter, bitte
sehr!

Werner Genter (KfW): Vielen Dank für die
Frage! Wir haben das Energieeffizienz 70 im
Neubau, das ist 30 Prozent anspruchsvoller,
verbraucht also 30 Prozent weniger Energie als
das Referenzgebäude nach Ordnungsrecht. Hier
fördern wir ja bereits jede zweite neue
Wohneinheit. Jede zweite neue Wohneinheit
liegt in einem von der KfW geförderten
Effizienzhaus, ist also 30 Prozent besser als
Ordnungsrecht. Das ist bezogen auf die Zahl der
Bauanträge, die letztes Jahr etwa bei 230.000
oder 240.000 lag. Wenn ich es beziehe auf die
fertiggestellten Häuser, dann liegen wir sogar

noch darüber: Wir haben letztes Jahr 120.000
Wohnungen gefördert, fertiggestellt wurden etwa
185.000. Wir sind überzeugt, dass in aller Regel
diese Energieeffizienzmaßnahmen wirtschaftlich
sind, und Sie sprechen ja besonders den
Bestand an. Da muss man natürlich immer auch
auf das Objekt schauen und wann
energieeffizient saniert wird. Es rechnet sich im
Grunde immer dann, wenn ein Haus ohnehin
angefasst wird, wenn ohnehin modernisiert wird.
Dann bietet es sich wirklich an, in dem Zuge das
Haus energieeffizient zu sanieren oder sogar
Barrieren abzubauen, altersgerecht umzubauen.
Leider passiert das noch nicht immer, es passiert
noch zu wenig, und das ist auch eine verpasste
Chance. Häuser werden saniert, komplett
umgebaut, aber es wird noch nicht die
Energieeffizienz ausreichend gewürdigt und
berücksichtigt. Das ist eine verpasste Chance,
weil man so ein Haus nur alle 30 Jahre anpackt.
Wenn man es heute anpackt, sollte man wirklich
in Energieeffizienz investieren. Wir fördern das,
immer dann mehr zu tun als nach Ordnungsrecht
vorgeschrieben. Wir haben auch die Leute
gefragt: Würdet ihr das ohne Förderung tun? Im
Bestand sagen 75 Prozent, dass sie durch die
Förderung motiviert werden, eine Stufe mehr zu
tun. Wir fördern aber nicht nur 30 Prozent
Verbesserung beim Neubau, sondern wir haben
ja auch ambitioniertere Standards, sowohl im
Neubau als auch im Bestand. Im Neubau gehen
30 Prozent der Bauherren nochmal weiter. Die
bauen schon heute ein Niedrigstenergiehaus –
ein KfW-Effizienzhaus 40 oder 55, das ist nach
meiner Einschätzung das, was irgendwann als
Niedrigstenergiehaus definiert werden wird. Bei
der Sanierung von Bestandsgebäuden
realisieren 40 Prozent der Bauherren ein
KfW-Effizienzhaus 85 oder besser. Auch da tun
viele schon nicht nur die eine Stufe mehr,
sondern schon weitere Stufen mehr. Und
natürlich sind unsere Förderprogramme so
kalibriert, dass die Förderung umso höher ist, je
energieeffizienter jemand baut. Ich habe mir das
auch mal durch eine Rechnung vorführen lassen
von Experten. Da sieht man, dass die Rendite
eines Wohnungsunternehmens fast vergleichbar
ist. Dann sage ich immer: Wenn die Rendite
vergleichbar ist, müsste ich eigentlich das
ambitionierteste Effizienzhaus bauen, weil das
das zukunftsweisende ist. Das wird die Zukunft
sein.
Sie fragen: Wie viel Geld brauchen wir für die
Förderung? Also ich denke, wir haben auch
einen technischen Fortschritt, eine
Verbesserung. Insofern haben wir in der
Stellungnahme ja gesagt: Im Neubau ist eine
moderate Anhebung der Anforderung in
Ordnung. Im Bestand würden wir es nicht
empfehlen, insofern sind wir auch hier auf der
Linie der Gesetzesvorlage. Wenn wir es im
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Bestand tun würden, hätte ich die Sorge, dass
das zu einer Verlangsamung der
Sanierungsdynamik führen würde. Wir können ja
im Bestand niemanden zwingen zu investieren,
und dann würden manche Investitionen eben
nicht getätigt werden. Über die Mittel entscheidet
das Parlament, die Bundesregierung. Wichtig ist
bei den Mitteln vor allem, dass es Verlässlichkeit
und Kontinuität gibt, dass die Mittel auch
längerfristig verlässlich zur Verfügung stehen,
das ist ein ganz entscheidender Punkt. Wir
haben jetzt 1,5 Mrd. Euro. Ich würde mir vielleicht
2 Mrd. Euro wünschen, aber ganz wichtig ist,
dass die Mittel verlässlich zur Verfügung gestellt
werden, dass sich die Bauherren, aber auch die
Industrie, das Handwerk darauf einstellen
können, dass diese Förderung weiterläuft. Dann
bin ich auch optimistisch, dass wir im Hinblick auf
2020 und weiter auf sehr gutem Weg sind.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Genter. Herr
Dr. Warnecke!

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Vielen
Dank Herr Vorsitzender, vielen Dank Herr Abg.
Vogel für die Frage! Es gibt verschiedene
Studien, die Sie alle kennen, die bereits zeigen,
dass eine Verschärfung der Anforderung im
Bestand nicht mehr wirtschaftlich wäre. Das
bedeutet letztlich, dass die Kosten für eine
energetische Modernisierung sich in den meisten
Fällen eben nicht durch eine Ersparnis bei den
Energiekosten wieder reinholen lassen – das ist
nicht wirtschaftlich. Hinzu kommen – da sind wir
uns, denke ich, mit dem Deutschen Städtetag
ganz einig, die gucken in dem Punkt ja auch als
Immobilieneigentümer – die Sowieso-Kosten.
Das heißt, wir haben hier Kosten, die sich nicht
mehr durch den Betrieb des Gebäudes
refinanzieren lassen, die auch den
selbstnutzenden Eigentümer überfordern
können. An der Stelle muss man schlicht und
ergreifend sagen, dass es die Bürger in diesem
Land – ob nun selbstnutzende Eigentümer,
Vermieter oder Mieter – schlicht nicht mehr
alleine tragen können, die Anforderungen, die
die Politik setzt, umzusetzen. Wir sagen: Wenn
die energetische Modernisierung weiterlaufen
soll, insbesondere im Bestand, brauchen wir eine
Förderung. Und da ist eben eine Komponente
die KfW-Förderung, wo es extrem wichtig ist,
dass die verschärften Anforderungen, die wir
jetzt an den Neubau haben, nicht mittelbar
wieder auf den Bestand durchschlagen, nämlich
dergestalt, dass die KfW – was sie bisher immer
getan hat, ist ja auch nicht zu kritisieren – die
Förderkomponenten an den Neubaustandards
orientiert hat. Das sind Standards, die man im
Bestand in Zukunft wird nicht mehr erreichen
können nach der Verschärfung entsprechend
den jetzt zu diskutierenden Vorgaben. Das ist

nicht mehr darstellbar im Bestand. Das würde
bedeuten, dass die Fördermittel der KfW für den
Bestand nicht mehr in Anspruch genommen
werden könnten, denn die Ziele, die energetisch
zu erreichen sind, sind im Bestand nicht
erreichbar. Das heißt, der Eigentümer könnte
faktisch von den Fördermitteln keinen Gebrauch
mehr machen. Heraus kommt dann ein ganz
klares Ergebnis zu der Frage, die Sie gestellt
haben: Ja, wir brauchen unbedingt eine
steuerliche Förderung der energetischen
Modernisierung, das ist unumgänglich. Und nach
dem Attentismus, der herrschte aufgrund der
Entscheidung des Bundesrates – wo auf der
Kippe stand, stimmen die Länder noch zu, ja
oder nein? – sind wir jetzt im Prinzip in ein Tal
gefallen, weil die Eigentümer ohne steuerliche
Förderung an einem Punkt angelangt sind, wo
energetische Modernisierungen nicht mehr
durchführbar sind. Und das ist damit letztlich
genau der Punkt, den wir bei den Kommunen
auch erreicht haben: Die können sagen, wir
haben nicht mehr genug Steuereinnahmen. Wir
können schlicht und ergreifend als Bürger sagen:
Wir haben kein Geld mehr, wir brauchen die
steuerliche Förderung in diesem Bereich
unbedingt. Vielen Dank!

Werner Genter (KfW): Herr Vorsitzender, darf
ich eine Klarstellung machen? Ich glaube es ist
ein Missverständnis entstanden. Wenn Sie
gestatten?

Vorsitzender: Bitte sehr!

Werner Genter (KfW): Unsere Förderung ändert
sich und verschärft sich nicht durch die
Anhebung der Anforderung im Neubau. Es ist ja
so, dass das Referenzgebäude von 100 Prozent
geändert wird auf 87,5 und dann auf 75 Prozent.
Unsere Förderung der Effizienzhäuser bleibt
unverändert: Keine höheren Anforderungen in
der Förderung, das gilt auch für den Neubau zum
01.01.2014. Anfang 2016 wird man sicher
überlegen, ob dann noch ein Effizienzhaus 70
Sinn macht. Aber erst dann und nur für den
Neubau, nicht für den Bestand. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Genter! Kollege
Groß!

Abg. Michael Groß (SPD): Für die Klarstellung
bin ich dankbar, weil das auch eine Frage
gewesen wäre. Ich frage jetzt nochmal den
Vorsitzenden, ob es üblich ist, dass wir die
Antworten der Experten – Expertin ist ja heute
keine da – bewerten? Ich schätze die Kollegin
Wagner sehr, aber ich könnte ja auch sagen,
dass ich manche Anmerkungen des NABU für
sehr kritisch halte.
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Vorsitzender: Wir haben immer gesagt, eine
kleine Vorbemerkung ist gestattet, auch den
Abgeordneten.

Abg. Michael Groß (SPD): Gut, dann stelle ich
fest, dass aus meiner Sicht beim NABU
manchmal das Thema Nachhaltigkeit einseitig
besetzt ist durch die Frage der Ökologie, und
nicht auch zum Beispiel die sozialen Aspekte
eine Rolle spielen. Ich habe aber eine Frage an
Herrn Rapp. Sie haben beschrieben, dass es um
mehr geht, als jetzt auf das einzelne Gebäude zu
achten. Dass es sehr komplex ist,
CO2-Einsparung und Klimaschutzziele zu
erreichen. Ich beziehe mich jetzt nochmal auf
das Erneuerbare-Energien-Gesetz und auf die
EnEV. Was müsste Ihrer Meinung nach, was
kann sich überhaupt dort wiederfinden, um einen
Ansatz zu finden, der umfassend und
quartiersbezogen ist und einen ganzheitlichen
Stadtentwicklungsansatz umsetzt, um
Energieeinsparung, Energieeffizienz und den
Einsatz von erneuerbaren Energien
sicherzustellen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer mag beginnen?
Herr Walberg!

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Ich habe meine Zweifel, ob
die Energieeinsparverordnung das überhaupt
leisten kann. Also die Vielfältigkeit, die wir
brauchen, um im Quartier Maßnahmen
abzubilden. Da haben Sie auch völlig recht, Herr
Wachholz. Natürlich müssen wir an das einzelne
Gebäude denken, wir müssen aber auch davon
ausgehen, dass wir im Quartier die
unterschiedlichsten Gebäudestandards und
energetischen Standards vorfinden werden,
auch zukünftig. Es wird Gebäude geben, die
werden auch 2050 in einem mäßig
modernisierten Zustand sein, und wir müssen
trotzdem eine Lösung für das Quartier finden. In
diesem Quartier finden jetzt Prozesse statt, die
so unterschiedlich sind, wie wir die Vielfalt der
Baustruktur und der Städte und der örtlichen
Gegebenheiten nur vorfinden können. Wir
werden die Möglichkeit haben, vorhandene
Wärme aus Nichtwohngebäuden, die wir jetzt
bauen – zum Beispiel ein Laborgebäude in
Hamburg voller Wärmelasten – irgendwo
einzuspeisen, damit ich nicht eine Kältelast
produzieren muss, um das Ganze dann
abzuführen. Die muss ich heute dämmen nach
EnEV, um einen Mindeststandard herzustellen,
was eigentlich wirtschaftlich und technisch
widersinnig ist. Das kann ich in der EnEV nicht
abbilden. Wir brauchen statt Ordnungsrecht eine
intelligente Förderlandschaft. Und ich glaube,
dass wir über Bundesrecht kaum Standards
definieren können, die tatsächlich für jede

Situation angemessen sind. Nun fragen Sie mich
nicht, wie man das machen soll. Ich kann nur
sagen, wie es nicht funktioniert. Und ich glaube,
so funktioniert es im Moment eben nicht. Wir
haben in Hamburg ein großes Quartier, das über
einen Eisspeicher versorgt wird, was tatsächlich
dazu führt, dass man eine gigantische
CO2-Einsparung erzielt – und darum geht es ja
letztlich, um CO2-Einsparung. Es geht um das
langfristige Klimaschutzziel, wenn man mit
einem Eisspeicher eine Siedlung versorgt, ohne
dass hohe investive Maßnahmen notwendig
sind, um eben die Gebäude zusätzlich zu
dämmen, was aus verschiedenen Gründen auch
schwierig möglich ist. Wir haben es mit
baukulturellen Anforderungen zu tun. Wir
müssen zur Kenntnis nehmen, dass durch
Deutschland eine Linie läuft: Nördlich der A44 ist
zweischneidiges Deutschland, da haben wir es
mit Verblendung zu tun. Das heißt, da haben wir
es mit Außenwänden zu tun, die per se gar keine
Instandhaltungsmaßnahme erforderlich machen,
wie man sie beim Putzbau zum Beispiel kennt.
Ich habe natürlich gelegentlich die
Notwendigkeit, einen Putzbau einzurüsten und
nachzustreichen, den Putz auszubessern. Dann
wird dadurch – da haben Sie völlig recht, Herr
Genter – die „Sowieso-Maßnahme“ der
Dämmung einfach günstiger. Beim Verblender
habe ich das nicht. Also in der Regel halten die
80, 100, 200 Jahre – hier und da muss man mal
eine Fuge auskratzen, aber das war es dann
auch schon. Also ergibt sich die
„Sowieso-Maßnahme“ da nicht. Das heißt, ich
kann auch einen mittleren U-Wert über sowas
nicht abbilden. Ich glaube, und das ist vielleicht
auch eine Kapitulation, Herr Groß, dass wir das
über Ordnungsrecht schlecht abbilden können.
Der Ansatz über die energetische
Stadtsanierung der KfW ist das Intelligenteste
und Beste, was an Förderlogistik im Moment
geleistet wird. Wir schaffen vor Ort eine Lösung
über individuelle Konzepte mit einem
Sanierungsmanager, der mit den Menschen vor
Ort gemeinsame Lösungen erarbeitet –
wunderbar, das müssen wir ausbauen! Wir in
Schleswig-Holstein setzen nochmal eine
Landesförderung obendrauf, mit einer Beratung
von unabhängiger Seite. Das sind Dinge, die wir
leisten müssen. Das kann die EnEV nicht leisten.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rapp!

Harald Rapp (AGFW): Hundertprozentige
Zustimmung! Ich ergänze es jetzt nur. Ja, das
KfW-Quartiersprogramm 432, oder 200 und
folgende, leistet da enorm viel Arbeit. Allerdings
gilt es auch da, die Langfristigkeit zu sehen. Aus
meiner kommunalen Arbeit heraus ist ein
zweijähriges Quartiersmanagement einfach zu
kurz, da springt eine Kommune nicht drauf, wenn
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man die Prozesse in der Kommune kennt. Nach
meinem Kenntnisstand hat man sich mit den
Rahmenbedingungen arrangiert – d.h. mit der
EnEV und dem
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz. Wir haben
natürlich noch mehrere Maßnahmen, wir haben
auch ein Baugesetzbuch. Wenn wir das nutzen
würden in der Umsetzung vor Ort in den
Bebauungsplänen, würden wir auch einen sehr
großen Schritt weiterkommen, das muss man
auch sehen. Vor Ort hat der einzelne Bürger
keinen Durchblick mehr. Wir werden als
Fachleute vor Ort gefragt: Wie können wir es
denn überhaupt umsetzen? Was soll ich
machen? Und nur eine Schlussbemerkung dazu.
Ich halte die Städte für intelligent genug, auf
Quartiersebene Lösungen – entweder
versorgungstechnisch oder im Einzelfall – auch
zu finden. Das ist meine Position aufgrund der
Klimaschutzkonzepte oder der integrierten
Stadtentwicklungskonzepte. Und Sie nehmen
die Ziele, die Sie hier gesetzt haben, sehr ernst
und verfolgen sie sehr nachhaltig über alle
Bereiche hinweg.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Körber!

Abg. Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Ich finde es schon
bemerkenswert, was die Kollegin von den
Grünen gerade für Überlegungen zum Eigentum
vorgetragen hat. Ich glaube, es ist klar
geworden, dass wir hier zum Eigentum keine
ordnungsrechtlichen Vorschriften einfügen
wollen. Deshalb möchte ich noch einmal
nachfragen, was das Thema des Neubaus
angeht, einmal an Herrn Warnecke und einmal
an Herrn Rasch. Vielleicht trägt das dann auch
zur Klarheit bei. Wir haben auch gerade schon
gehört, dass es zum Einen auch Konsequenzen
haben könnte oder wird, dass sich die Mieten
entsprechend nach oben anpassen in
angespannten Teilmärkten. Wie wirkt sich das
Ganze denn aus, Herr Rasch, Herr Warnecke,
gerade im Bereich des Neubaus und damit auch
indirekt auf die Eigentumsbildung? Da sind ja
wahrscheinlich auch Kosten zu sehen. Wie wirkt
sich das Ganze aus? Vielleicht können Sie dazu
bitte nochmal kurz etwas ausführen, dann wird
es vielleicht auch noch ein bisschen klarer.
Welche zusätzlichen konkreten Maßnahmen
erwarten Sie da auch? Was sind dann bei einer
Verschärfung von 25 Prozent für zusätzliche
technische Maßnahmen zu machen, was die
Dämmung angeht und anderes? Wie wirkt sich
das ganz konkret aus? Und vielleicht können Sie
auch schon abschätzen, welche Mehrkosten das
dann sein werden.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Warnecke!

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender, vielen Dank, Herr
Körber! Schon die vorliegende Studie zur EnEV
geht davon aus, dass die Kosten im Neubau
durch die Anforderungen um 2,2 Prozent steigen
werden. Wir halten diesen Ansatz für zu gering.
Die 2,2 Prozent beziehen sich auf den
Mehrfamilienhausbereich. Das wird mit
Sicherheit darüber liegen. Wir rechnen eher mit 5
Prozent beim Mehrfamilienhaus. Gleiches gilt
auch für Ein- und Zweifamilienhäuser. Wenn die
Baukosten steigen, ist es denklogisch
notwendig, dass in der Folge auch die Mieten für
diese Objekte steigen werden, das ist keine
Frage. Wenn beim Neubau heute aufgrund der
hohen energetischen Anforderungen, aber auch
vieler kommunaler und Länderanforderungen,
die Mieten – und wir reden hier von ganz
einfachem Neubaustandard, einfachsten
Wohnungen – rund um die 9 Euro liegen, dann
weiß man, dass Bauen in Deutschland einfach
sehr teuer geworden ist. Wenn man Wohnen
tatsächlich günstig halten will, muss hier
gegengesteuert werden. Der letzte Wohn- und
Mietenbericht hat gezeigt, dass die
Durchschnittsbelastung ohne Nebenkosten bei
22,5 Prozent liegt, das heißt wir sind noch in
einem Bereich, der gerade noch tragbar ist. Die
Mieten sind in Deutschland in den vergangenen
10 Jahren teils auch gesunken. Aber wir müssen
jetzt damit rechnen, dass es zu steigenden
Mieten durch diese Maßnahmen kommen wird.
Ein weiteres ganz erhebliches Problem, das wir
durch die weitere Verschärfung sehen, ist die
technische Umsetzung. Sie haben es
angesprochen in Ihrer Frage. Es ist in der Tat so,
dass es ohne Frage technisch machbar ist, diese
Anforderungen technisch umzusetzen, wenn
man den neusten, den geschultesten, den
besten Experten auf dem Gebiet hat – obwohl es
unter den Architekten und Ingenieuren auch
schon Stimmen gibt, die hier Probleme sehen.
Aber unterstellen wir einfach mal, dass die
Besten der Besten in diesem Land das Ganze
umsetzen können. Was wir jetzt schon
feststellen können ist, dass in der breiten Masse
viele nicht mehr mitkommen aufgrund der
Vielzahl der technischen Neuerungen, der hohen
Innovation und der stetig wachsenden
Anforderungen an die Gebäude. Viele
Handwerker sind auch ein Stück weit
überfordert. Die müssen ja erst mal arbeiten
gehen, bevor sie sich wieder die nächste
Schulung leisten können. Das ist ja auch kein
Vorwurf, sondern einfach schlichte Realität. Wir
haben es im Bereich der energetischen
Modernisierung, aber auch bei den technischen
Dingen rund um Heizung, Dämmung und
sonstige Gebäudeeffizienzmaßnahmen mit einer
extremen Zunahme von Baumängeln zu tun. Das
sind Kosten, die nirgendwo berücksichtigt
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werden. Das sind vor allen Dingen auch
Situationen, die zu einer Belastung für jeden
Eigentümer, aber selbstverständlich auch für
jeden Mieter einer Wohnung führen, der in einem
Gebäude eingezogen ist, wo es in der Folge über
Monate, über Jahre zu Schwierigkeiten kommt –
ich will jetzt Überhitzung und Kälte gar nicht
nennen, aber wir haben mittlerweile wieder eine
drastische Zunahme der Schimmelbildung in den
stark sanierten Gebäuden. Das sind Sachen, die
als Kostenfaktoren und auch als Belastung der
Menschen bisher überhaupt nicht
Berücksichtigung gefunden haben. Und das ist
etwas, was wir ganz kritisch sehen bei dieser
Verschärfung im Neubau. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rasch!

Walter Rasch (BID): Ich würde das gerne noch
ein bisschen ergänzen und möglichst
Wiederholungen vermeiden, weil wir ziemlich auf
der gleichen Linie liegen. Meine Damen und
Herren, man muss einfach sehen, dass in den
Jahren seit der ersten Wärmeschutzverordnung
die Baukosten im Neubau um 40 Prozent
gestiegen sind – die Einkünfte der Bürger um 16
Prozent. Das heißt, hier geht die Schere
auseinander, und das drückt sich in gestiegenen
Mietpreisen und in gestiegenen Kaufpreisen aus.
Was wir heute an Neubau machen, sind ja im
Wesentlichen Eigentumsmaßnahmen, weil sich
Bürger eben für Eigentum entscheiden und es
sich auch leisten wollen und leisten können, auf
einem hohen Niveau zu investieren und zu
finanzieren. Im jetzigen Mietwohnungsneubau
bekommen wir keine Mieten, das ist schon
gesagt worden, die sich da anschließen, wo wir
an sich Wohnraum anbieten müssten –
zunehmend auch in Ballungsgebieten, um
weniger einkommensstarke Schichten und
Gruppen mit sozialverträglichen Mieten zu
versorgen. Wenn wir in Berlin eine
Durchschnittsmiete von 5,50 Euro haben, liegen
wir im Neubau bei 8,50 bis 9,00 Euro und
darüber, je nachdem, in welchem Quartier man
sich befindet. Das heißt: Für die Mieterstruktur,
die wir in Ballungszentren versorgen wollen,
können wir momentan gar nicht mehr
kostengünstig bauen, das ist das Problem.
Technisch bauen wir das, was möglich ist an
Anforderungen und an energetischen
Bedingungen. Das sind Höchststandards, die
man technisch machen kann. Sie führen aber zu
erheblichen Mehrkosten. Sie können in dem
Segment, in dem jetzt gekauft und gemietet wird,
letztendlich in den Ballungszentren fast jeden
Preis loswerden. Aber das ist nicht unser Ziel.
Unser Ziel ist ja gerade, die breite Bevölkerung
vernünftig zu versorgen, wo Notwendigkeit
vorhanden ist. Und das ist nicht nur ein Thema
der energetischen Anforderung, sondern

natürlich auch ein Thema der Kommunen und
der Städte und der Länder, wie sie mit sonstigen
Kosten, die sich eben in der Miethöhe
niederschlagen, umgehen: Grunderwerbssteuer,
Vermögenssteuer, Erbschaftssteuer, und die
ganzen Nebenkosten, die entstehen. Auch die
Grundstückspreise, wenn Kommunen zu
Höchstpreisen verkaufen, statt Förderkonzepte
zu machen, um unter bestimmten Bedingungen
Grundstücke günstig abzugeben und damit auch
zu einer Mietpreisdämpfung zu kommen. Das ist
das Problem, vor dem wir stehen. Deswegen
warnen wir davor, eine erneute Verschärfung
vorzunehmen, weil sie Kosten erneut nach oben
treibt und wir nebenbei auch noch andere Dinge
erfüllen sollen, etwa barrierefrei bauen wollen.
Jedes Haus braucht, wenn es barrierefrei sein
soll, einen Fahrstuhl, das sind auch wieder
erhebliche Mehrkosten. Die drücken sich alle im
Mietpreis aus und treiben die Mieten und
Kaufpreise nach oben. Insofern warnen wir davor
und versuchen Modelle zu unterstützen, wie sie
in verschiedenen Ländern jetzt gemacht werden.
In Hamburg gibt es ein sehr interessantes
Modell: Da hat der Erste Bürgermeister völlig
recht, wenn er sagt, wir kriegen die Mieten nur
runter, wenn wir mehr bauen und mehr Angebot
produzieren. Da hat er völlig recht, wir müssen
mehr bauen und zu kostengünstigen
Bedingungen bauen und sehen, dass wir damit
auch den überhitzten Markt in manchen
Ballungszentren dämpfen. Wir haben ja die
schizophrene Situation, dass wir auf flachem
Land in den Neuen Bundesländern
Abbruchgebäude haben,
Schrumpfungsprozesse haben,
Anpassungsprozesse haben nach unten und
keine Anpassungsprozesse nach oben. Alles in
allem warnen wir dringend davor, die
Anforderungen zu verschärfen. Das führt zu
einer Fehlentwicklung, die nicht im Sinne derer
sein kann, die hier sozialverträgliche Mieten oder
vernünftige Einkaufspreise produzieren wollen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm!

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Danke, Herr
Vorsitzender! Ich habe nochmal eine Frage an
zwei Sachverständige. Und zwar geht es mir
hauptsächlich darum, dass, wenn wir die
ehrgeizigen energetischen und klimapolitischen
Ziele im Gebäudebestand umsetzen wollen, wir
natürlich alle Akteure in diesem Prozess
brauchen. Ich merke in Gesprächen zu diesem
Thema, dass nicht die professionellen
Wohnungsbewirtschafter, sondern insbesondere
die Einzeleigentümer in der Regel überfordert
sind mit dem, was wir ihnen energetisch
abfordern. Das will ich nicht verallgemeinern,
aber in der Regel – glaube ich – trifft das zu.
Deshalb meine Frage an Herrn Walberg und
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Herrn Rasch: Was muss die Politik tun, um die
Akzeptanz für diesen Klimaschutz weiter zu
erhöhen? Was empfehlen Sie der Politik auch an
Marketing, das entsprechend umzusetzen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Walberg!

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Vielen Dank, Frau Bluhm,
Herr Vorsitzender! Sie haben gesagt, das kann
man nicht verallgemeinern mit der
Verunsicherung. Das kann man schon: Man
kann durchaus feststellen, dass es eine
Verunsicherung gibt in der Bevölkerung in der
Frage der Wirksamkeit von Maßnahmen. Die gibt
es auch bei den Fachleuten, bei allem Respekt,
und es gibt sie erst recht bei den privaten
Wohnungseigentümern, Hauseigentümern, bei
den Mietern. Was muss ich tun, was rechnet
sich? Das erfordert schlichtweg ein
differenziertes Herangehen. Zum Beispiel vor
Kurzem eine Notiz in den Kieler Nachrichten
über die Aussage irgendeines Energieberaters.
Jemand wollte an seinem Haus etwas dämmen
und bekommt dann die Aussage: „Nein, du
musst dein ganzes Haus dämmen, das steht in
der EnEV drin“. So etwas ist keine
Einzelmeinung. Das führte dazu, dass bei uns
die Telefone heiß klingelten. Die Leute sagen
dann: „Ich mache jetzt gar nichts mehr“. Es gibt
die Verunsicherung, die ist festzustellen, das
kann man durchaus verallgemeinern. Wir haben
in einer umfangreichen Auswertung über die
Aktivitäten der Modernisierung im
Gebäudebestand festgestellt – das deckt sich
auch weitgehend mit den Untersuchungen des
BBSR zu dem Thema –, dass es sich bei allen
energetisch relevanten Modernisierungen zu ca.
95 Prozent um Teilmodernisierung handelt und
zu etwa 5 Prozent um Vollmodernisierung. Die
Vollmodernisierung ist das, was die gewerbliche
Wohnungswirtschaft – der GDW, der BFW –
durchführt und dann einen zweistelligen
Energieeinspareffekt realisiert. Die Privaten, also
die 95 Prozent, machen Teilmaßnahmen. Was
den Privaten in der Regel interessiert ist die
Liquidität: Er hat etwas in der Kasse, aber scheut
die Aufnahme von nicht unkompliziert zu
erhaltenden Fördermitteln. Nicht nur Darlehen,
sondern auch Zuschüsse sind ja nicht so ohne
weiteres zu bekommen. Auch wenn die
Zugänglichkeit erleichtert wurde, sind sie immer
noch nicht unkompliziert zu erreichen. Wir
glauben nicht daran, dass wir es schaffen, diese
95 Prozent in großer Masse davon zu
überzeugen, dass sie aus ihren
Teilmodernisierungen – das kann etwas ganz
Kleines sein, sechs Fenster am Gebäude, die
Dämmung einer Außenfassade, die Dämmung
eines Daches, aber jedenfalls nicht die
umfängliche Herangehensweise an ein Gebäude

– dass sie aus ihren Teilmodernisierungen
Vollmodernisierungen machen. Das schaffen wir
weder über Ordnungsrecht noch über sonstige
Vorgaben. Da scheitern wir schlichtweg an der
Wirtschaftlichkeit und an sonstigen, lokal
unterschiedlichsten Gegebenheiten. Wir werden
es also schaffen müssen, die Effizienz dieser
Maßnahmen zu erhöhen. Und das schaffen wir
durch Beratung. Wir brauchen noch mehr, noch
bessere und viel mehr qualifizierte Kolleginnen
und Kollegen, die vor Ort sind und auch über
Wirtschaftlichkeit und Möglichkeiten berichten.
Wir brauchen begleitende Förderinstrumente,
und da gehört natürlich auch eine steuerliche
Erleichterung und andere Dinge dazu. Wir
brauchen eine niedrigschwellige Zugänglichkeit
zu Fördermitteln. Wir brauchen ganz deutlich
etwas, was noch unterhalb der KfW liegt. Wir
versuchen das in Schleswig-Holstein mit
Zuschüssen, wo wir sagen: 20 Prozent CO2

müsst ihr einsparen über ein einfaches
Punktesystem, das läuft gerade ganz langsam
an. Und da schmecken wir euch mit an, aber es
muss niedrigschwellig sein. Und wenn wir es
schaffen, die Effizienz in diesem 95-prozentigen
Bereich nur um wenige Prozentpunkte
anzuziehen, dann schaffen wir locker die
geforderte 2-prozentige Sanierungsrate bezogen
auf alles, weil das eine erheblich höhere
Schwungmasse ist, als an anderer Stelle die
hocheffizienten Lösungen zu realisieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rasch!

Walter Rasch (BID): Ich kann da direkt dran
anschließen. Das ist genau auch unsere
Auffassung. Wenn ich hohe Fördermaßstäbe
produziere und derjenige, der investieren will,
sieht, dieses Ziel erreiche ich nicht oder das ist
mir zu teuer – dann macht er gar nichts, weil er
darunter dann keine Förderung mehr bekommt.
Und das ist genau das, was Herr Walberg sagte.
Eine niedrigschwelligere Förderung, die die
Leute mitnimmt in der Breite, und hier geht es vor
allen Dingen um die Privathaushalte, und
weniger um unsere Unternehmen, die
systematisch ihre Bestände sanieren und in
Ordnung bringen. Das ist eine andere Motiv- und
Gefechtslage. Aber die etwas niedrigere
Schwelle eben auch bei Einzelmaßnahmen im
stärkeren Maße zu fördern, das ist nicht ohne
Reiz, indem man sagt: Je mehr du erreichst, auf
einem bestimmten unterem Niveau, desto mehr
Förderung kriegst du. Und wenn du das oberste
Ziel erreichst, das die EnEV jetzt ausweist, dann
bekommst du eben den höchsten Anteil der
Förderung, sodass man sich auf eine niedrigere
Förderung einstellen kann für sein Haus, aber
auf alle Fälle den Prozentsatz mitmacht, der
unter Energie- und
Kosteneffizienzgesichtspunkten günstig ist. Im
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Optimalfall sagt man: Mit einem gewissen
Einsatz, mit einer leichten Förderung mache ich
das und erreiche eine ganze Menge – jedenfalls
mehr, als wenn ich gar nichts machen würde. Die
Akzeptanzfrage ist eine Frage, die auch bei uns
im Unternehmertum eine Rolle spielt, weil die
Sorge einfach darin besteht, dass die
Rahmenbedingungen sich ständig ändern.
Wenn ich ständig steuerliche Veränderungen
habe in der Energieversorgungsfrage – wenn ich
zum Beispiel reinlaufe in die Falle „wenn ich
Stromeinspeisung mache, dann bin ich
gewerbesteuerpflichtig“ - diese ganzen
Rahmenbedingungen, die unklar sind und die
sich ständig verändern, die schaffen
Verunsicherung. Die Leute sagen dann: Ich
warte mal ab, was kommt. Mal sehen, wie die
nächste EnEV aussieht. Sonst ist ja mein
Bestand schon wieder entwertet, wenn ich eine
Stufe niedriger bin. Das ist eine große Sorge, die
auch viele haben, auch im professionellen
Bereich, dass über Energieausweise und ein
bestimmtes Anspruchsdenken der Bestand, weil
er einen bestimmten Standard erreicht hat, aber
nicht weiter entwickelt wird, dann auf einmal
weniger wert ist. Das heißt, dass durch den
energetischen Zustand eine Vermögens-, eine
Wertfrage entsteht, die bis hin zu
Finanzierungsfragen bei den Banken eine Rolle
spielt. Hier ist auch eine erhebliche
Verunsicherung vorhanden, die muss man
einfach sehen. Die kann man nur dadurch
ausschalten, dass man klare
Rahmenbedingungen schafft, die für
Investitionen mittel- und langfristig tragend und
prägend sind.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes die
Kollegin Wagner.

Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe nochmal eine Frage an zwei
Sachverständige, nämlich an Herrn Warnecke
von Haus & Grund und an Herrn Rasch von der
BID. Sie wissen ja, dass eine Studie des Instituts
Wohnen und Umwelt im Auftrag des BMVBS
ergeben hat, dass jetzt schon bei unsanierten
Gebäuden eine Modernisierung auf ein
7-Liter-Haus wirtschaftlich ist oder sei -
angesichts der vielen Studien sagt man vielleicht
besser „sei“. Ich wollte jetzt mal fragen, da ich
davon ausgehe, dass Sie diese Einschätzung
des Instituts Wohnen und Umwelt vermutlich
nicht teilen werden: Was glauben Sie, welches
Niveau denn wirtschaftlich ist? Und dann wollte
ich von Ihnen noch wissen: Was ist eigentlich
wirtschaftlich für Sie? Ist es wirtschaftlich, wenn
es alle nichts kostet, alles der Staat zahlt? Mir ist
noch nicht so richtig klar, über welchen
Wirtschaftlichkeitsbegriff wir hier eigentlich
reden. Deswegen die beiden Fragen: Wann ist

es wirtschaftlich? Und zu welchen Konditionen,
bzw. wie sieht Wirtschaftlichkeit für Sie aus?

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Zu der
genannten Studie. Die Studie ist in der Tat
bekannt, betrifft aber einen verschwindend
geringen Gebäudeanteil. Die Studie bezieht sich
auf Gebäude, die vollständig unsaniert sind.
Wenn man an vollständig unsanierte Gebäude
anknüpft, kann man relativ schnell
Wirtschaftlichkeit erreichen. Was allerdings die
Realität ist – und das ist ja heute schon mehrfach
angeklungen – gerade bei den privaten
Eigentümern: Private Eigentümer investieren in
dem Moment, wo sie Liquidität haben, und
machen dann Teilmaßnahmen, Stückchen für
Stückchen. Das mag man kritisieren, aber es ist
ein sehr wirtschaftliches und eigentlich auch ein
sehr gesundes Verhalten, weil die Menschen nur
so viel Geld ausgeben, wie sie haben. Und sie
sind dann auch bereit zu investieren. Es sind
Milliarden, die jedes Jahr von den privaten
Eigentümern investiert werden, aber eben nur
Stückchen für Stückchen. Vor diesem
Hintergrund ist der Gebäudezustand eben nicht
so, wie bei diesen knapp 4 Prozent - die Studie
repräsentiert knapp 4 Prozent der Gebäude in
Deutschland. Mit anderen Worten, über 96
Prozent der Gebäude in Deutschland sind in
einem nicht nur etwas, sondern viel, viel
besseren energetischen Zustand, weil sie eben
in jedem Jahr Stück für Stück bearbeitet wurden.
Deswegen ist diese Studie, auch wenn das
konkrete Ergebnis auf diese paar Häuser zutrifft,
überhaupt nicht repräsentativ, was die
Wirtschaftlichkeit angeht für den
Gebäudebestand in Deutschland. Das vorweg
gesagt, muss ich Ihnen auch sagen, dass ich die
zweite Frage, was denn jetzt bitteschön
wirtschaftlich ist, nur ganz schwer beantworten
kann. Es ist eine Frage, die man bei jedem
einzelnen Gebäude individuell beantworten
muss. Denn wir haben lauter unterschiedliche
Gebäude in Deutschland. Selbst wenn es zwei
identische Gebäude gibt, können die eine
unterschiedliche Lage haben, und es entstehen
eben bei energetischen Maßnahmen ganz
unterschiedliche Kosten. Bei jedem einzelnen
Gebäude ist deshalb die Wirtschaftlichkeit ganz
unterschiedlich zu berechnen, und da fließen
dann verschiedene Faktoren rein. Da fließt –
damit geht es eigentlich schon los – bei einem
Einzeleigentümer natürlich auch die Frage ein,
wieviel Geld er gerade auf seinem Konto liegen
hat. Da fließt natürlich auch die Frage ein,
welchen Basiszustand das Haus in dem Moment
hat. Da fließt die Frage ein, ob er dieses Haus in
10, 20 oder 30 Jahren verkaufen möchte. Da
fließt die Frage ein, ob das Haus in Bad Homburg
steht oder aber ob es in Gelsenkirchen steht. Da
gehört die Frage dazu, wieviel Energie
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verbraucht wird in dem Haus. Das unterscheidet
den Standort Freiburg im Breisgau mit vielen
Sonnenstunden vom etwas kälteren
Nord-West-Mecklenburg-Vorpommern. Diese
Frage kann man letztlich nur im Einzelfall
beantworten. Das ist eigentlich auch das, was wir
für richtig und notwendig halten. Es bedarf im
Einzelfall einer Entscheidung für die jeweilige
Immobilie – und im Übrigen auch im Interesse
der Mieter eines solchen Gebäudes –, ob die
Maßnahme tatsächlich wirtschaftlich ist in
jeglicher Hinsicht.

Walter Rasch (BID): Der Unternehmer denkt
natürlich im Grundsatz gleich, aber der
Unternehmer denkt natürlich auch in
langfristigen Strategien für sein Unternehmen.
Hier kommt es darauf an, dass der Bestand
werthaltig bleibt, damit er auch weiterhin zu den
Konditionen vermietet werden kann, zu denen er
vermietet wird. Das heißt, die Gesamtinvestition
muss sich aus den Mieteinnahmen refinanzieren.
Wir gehen davon aus, dass die energetischen
Maßnahmen sich aus der Energieeinsparung
refinanzieren – das ist das Volumen, das zur
Verfügung steht. Und wir haben hier die
Gratwanderung und die Schwierigkeit, dass der
Eigentümer, das Unternehmen nicht den
direkten Zugriff auf die Einsparung hat, sondern
er kann nur über die Umlage sich teilweise
wieder erholen und die Investitionen
refinanzieren, weil er sich nicht unmittelbar die
eingesparten Energiekosten zunutze machen
kann. Das ist ein schwieriges Verfahren. In
Regionen, wo Sie keine Mietsteigerungen
unterbringen können, auch wenn Sie
energetische Maßnahmen durchführen, belasten
Sie dann Ihre Rendite. Und Sie wissen ja alle,
dass die Rendite bei normalen
Wohnungsbeständen nicht besonders groß ist,
weswegen man auch die Belastung eben nicht
hinnehmen kann, auf Dauer jedenfalls kann man
das nicht tun. Insofern muss man eben sehen,
dass man diese Gratwanderung schafft. Das ist
nicht einfach. Dennoch kann ich für die Bestände
von GdW und BFW sagen: Wir sind über dem
Durchschnitt in der Sanierungsquote
angekommen und haben schon immer vor den
Anforderungen aus dem Kyoto-Protokoll
gelegen. Die Unternehmen tun ja automatisch
das, was ich eingangs gesagt habe, nämlich
alles, was nützt, um den Bestand auf einem
bestimmten Niveau von Qualität zu halten, und
pflegen auch ihre Bestände. Sie können es,
wenn sie ihre Investitionskosten einmal nicht
unterbringen können, vielleicht verkraften, aber
auf Dauer geht das eben nicht. Das ist der Punkt,
weswegen wir dringend eine Förderung
brauchen. Das ist ja keine Vollkostenförderung,
sondern eine Anreizförderung. Deswegen macht
es auch Sinn, dass wir wie eine tibetanische

Gebetsmühle wiederholen: Neben den
zinsverbilligten Krediten, neben den Zuschüssen
brauchen wir dringend die dritte Komponente,
den steuerlichen Anreiz, der ja nicht dazu führt,
dass mehr Geld verbraucht wird aus dem
Haushalt, sondern dazu führt, dass Liquidität zur
Verfügung steht, im Rahmen des
Abschreibungszyklus insgesamt – vor allen
Dingen bei einer degressiven Abschreibung zu
Beginn. Was die Dinge erleichtern würde, was
auch den Neubau erleichtern würde, und was
insgesamt auch die Sanierung erheblich
erleichtern würde. Ich sage nochmal, das ist
keine Vollkostenfinanzierung. Das ist eine
Unterstützung, die Motivation bringt und auch
eine Entlastung bedeutet, die dahin führt, dass
mehr Leute mehr tun, als sie normalerweise tun
würden. Insgesamt ein schwieriges Feld, aber
die Refinanzierungsfrage ist bisher eben nicht
endgültig vernünftig geklärt. Es ist eine
Gratwanderung – wie ich gesagt habe – und der
Unternehmer muss eben sehen, wie er sich da
mit einer moderaten Mieterhöhung erholen kann.
Wenn Sie dann zu diesem Deckelungsmodell
kommen und solchen Dingen, erschweren Sie
natürlich das Investment erheblich, weil der
Eigentümer sich nicht mehr erholen kann und
nicht refinanzieren kann. Deswegen droht dann
natürlich auch die Folge, dass sie sagen: Dann
unterlasse ich es eben im Bestand, weil ich das
nicht mehr refinanzieren kann, und mache eben
gar nichts. Das ist das, was wir gerade nicht
wollen. Wir wollen gerade an den Klimazielen
mitarbeiten und unsere Mitglieder motivieren,
auch weiterhin zu investieren und die Gebäude
auf dem energetischen Stand zu halten, der
momentan wünschenswert und gefordert ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Bareiß!

Abg. Thomas Bareiß (CDU/CSU, AfWT): Ich
habe eine Frage bzgl. des § 10a der EnEV, und
diese hätte ich gern an Herrn Dr. Verweyen
gestellt. Sie haben in Ihrer schriftlichen
Stellungnahme geschrieben, dass die jetzige
Regelung der Außerbetriebnahme von
elektrischen Speicherheizungen Ihrer
Auffassung nach überholt ist. Vielleicht können
Sie mal beschreiben, welches Volumen denn
derzeit besteht im Bereich der elektrischen
Speicher – der Nachtstromspeicher, wie wir sie
bisher nennen –, und wie zukünftig dieses
Potenzial, das wir da haben, in das
Lastmanagement integriert werden kann. Und
wie wir das zukünftig steuern und damit auch die
Energiewende noch besser ausgestalten
können.

Vorsitzender: Herr Dr. Verweyen, bitte!
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Dr. Dietmar Verweyen (RWE Effizienz GmbH):
Das ist jetzt ein Spezialthema, das die üblichen
Fragen nicht beleuchtet. Deshalb würde ich ganz
gern eine kurze Einführung machen, worum es
eigentlich geht bei der Streichung des § 10a, wo
es um das schrittweise Verbot der
Speicherheizung geht. Was haben wir für eine
Situation? Wir reden hier ja auch im
Gebäudebestand über CO2-Reduzierung. Das
ist in der Stromerzeugung durch den massiven
Ausbau der Erneuerbaren heute schon der Fall.
Wir haben heute teilweise Situationen, wo mehr
Strom erzeugt wird, als überhaupt verbraucht
wird. Dafür brauchen wir Speicher, mit denen
dann der Strom gespeichert werden kann für
Zeiten, wo eben Kraftwerke knapp sind und die
Erzeugung aus den erneuerbaren Energien nicht
zu Verfügung steht. Für Speicher gibt es eine
ganze Reihe von verschiedenen Ansätzen. Das,
was wir heute vorstellen und diskutieren wollen,
ist eine von vielen Optionen, hat aber den
riesigen Vorteil, dass diese Speicher heute
schon vorhanden sind und kein zusätzliches
Geld kosten. Erste ganz wichtige Aussage also:
Es reduziert die Kosten der Energiewende, wenn
man die vorhandenen Speicher nicht abschaltet,
sondern durch intelligentes Lastmanagement mit
einbezieht. Über was für eine Größenordnung
reden wir hier? Wir reden hier über rund 1,4
Millionen Nachtspeicherheizungen, die heute
noch in Betrieb sind. Wenn man mal so eine
mittlere elektrische Leistung von 10 kW
annimmt, dann sind das 14.000 MW. Um das mal
in eine Größenordnung zu packen: Ein großes
Pumpspeicherwerk, wie es häufig diskutiert wird,
hat ungefähr 1.000 MW. Das sind also 14
Pumpspeicherkraftwerke, die heute schon
vorhanden sind und nur genutzt werden
müssten. Dass diese Thematik der virtuell
verteilten, dezentralen Speicher nicht nur die
Nachtspeicherheizungen betrifft, sondern auch
die Wärmepumpen, möchte ich an der Stelle
auch ansprechen. Auch Wärmepumpen sind in
diesem Sinne einsetzbar, haben aber deutlich
kleinere Leistungen von in der Regel ungefähr 3
kW. Die Summe ergibt derzeit 1.500 MW, also
rund 10 Prozent. Nachtspeicherheizungen
nehmen derzeit weiter ab, das ist ein natürlicher
Abbauprozess, auch ohne Verbot.
Wärmepumpen nehmen zu, also wir rechnen
durchaus mit 3.000, 5.000 MW in den nächsten
10 Jahren an der Stelle. Damit ist das Potenzial –
glaube ich – beschrieben. Worum geht es bei der
ganzen Sache? Es geht darum, die
erneuerbaren Energien besser in die
Energiewirtschaft insgesamt integrieren zu
können. Wir plädieren dafür, dazu auch alle
Optionen zu nutzen. Dazu gehören die
Nachtspeicherheizungen, und deshalb plädieren
wir für die Streichung des schrittweisen Verbotes
des §10a.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Groß.

Abg. Michael Groß (SPD): Vielen Dank für die
Ausführungen. Ich selber komme aus einem
Wahlkreis, wo es noch sehr viele Nachtspeicher
gibt. Ein sehr interessantes Thema. Da sind wir
auch gleich bei dem Punkt, der mich nochmal
interessiert, und zwar dezentrale
Energiegewinnung, -speicherung und
-versorgung. Ich würde aber gerne, da Sie jetzt –
sonst hätte ich Sie gefragt – dazu Ausführungen
gemacht haben, eine Frage an Herrn von
Lojewski und eine an Herrn Rapp richten zum
Thema: „Dezentrale Energiegewinnung,
Speicherung und Versorgung“. Welche
Potenziale sehen Sie da? Welchen Beitrag
können die Kommunen und kommunale
Stadtwerke leisten vor dem Hintergrund ihrer
finanziellen Situation? Damit in Verbindung
nochmal die Frage: Zurzeit liegt der Anteil der
erneuerbaren Energien bei ca. 10 Prozent der
Wärmeerzeugung – welche
Steigerungsmöglichkeiten sehen Sie? Wie teuer
kann es werden, wenn wir das nur verdoppeln
wollen?

Hilmar von Lojewski (Deutscher Städtetag):
Die Frage übersteigt ein bisschen den Rahmen
des Energieeinsparungsgesetzes im Entwurf.
Aber ich will versuchen, trotzdem darauf zu
antworten. Es gibt – und da würde ich gerne
natürlich Herrn Wachholz widersprechen – in der
Tat auf kommunaler Ebene hinreichend
qualifizierte Konzepte, wie die energetischen
Ziele zu erreichen sind. Insofern braucht es in
der Regel weniger die Norm als den politischen
Willen und die erforderlichen Mittel dafür, um das
umzusetzen. Im kommunalen Hochbau verhält
es sich so, dass heute natürlich schon
Hochbauprojekte aufgegleist werden, die den
Normen von 2019 entsprechen. Und natürlich
schauen die Kommunen auch auf die
Verhandlungsergebnisse der
Energieeffizienzrichtlinie und richten sich darauf
ein. Das heißt, die Kommunen arbeiten schon
heute am oberen Rand dessen, was energetisch
möglich ist. Und stellen sich mitunter – das muss
ich auch selbstkritisch sagen – manchmal nicht
unbedingt die Frage, ob das alles energetisch
sinnvoll ist. Die Grenznutzentheorie, die mir
eigentlich sehr wichtig wäre – also mit wieviel
eingesetzten Mitteln erreichen wir welchen
Effekt, und wann wollen wir wieder Mittel
einsetzen, wenn wir in 10, 20 oder 30
Jahreszyklen denken? –, die tritt nicht immer ein.
Und gerade diese Grenznutzen-Diskussion ist
eigentlich essenziell, wenn wir in die Breite
gehen wollen und nicht nur Leuchtturmprojekte
produzieren wollen. Trotzdem möchte ich Ihnen
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kurz mit einem Leuchtturm antworten. Die IBA in
Hamburg-Wilhelmsburg zeigt, wie in einem
relativ kurzen Zeitraum ein Stadtquartier mit über
50.000 Einwohnern zwar nicht energieautark –
denn es ist nach wie vor vernetzt –, aber so
umgestaltet werden kann, dass es in der Lage
ist, den Energiebedarf selbst zu erzeugen und
dabei auf die Regenerativen zu setzen. Insofern
ist es eine wunderbare Exemplifizierung, dass es
nicht nur technisch möglich ist – daran haben wir,
glaube ich, alle keinen Zweifel –, sondern dass
es bei entsprechender politischer Zielsetzung,
fachlicher Umsetzung und den entsprechenden
Mitteln, die eingesetzt werden, für die Städte kein
unüberwindbares Problem darstellt, den
Zielvorstellungen und Zielsetzungen Rechnung
zu tragen. Das bedarf aber in der Tat eines
konzertierten Einsatzes, ob das jetzt die
Technologien sind oder die Fördermittel oder
auch politische Willensbildung und Partizipation
der Betroffenen und der Akteure. Dann ist das
ein guter Weg. Ich habe jetzt keine Kosten – Sie
fragten ja auch nach den Kosten, Herr Groß –
parat, was es dann ausmacht. Aber der
Umstand, dass so etwas heute in der Regel nur
in Sonderprogrammen gelingt – in Hamburg war
es nun prominent besetzt durch eine
internationale Bauausstellung, in anderen
Stadtteilen ist es ähnlich, Heidelberg geht den
gleichen Weg – zeigt, dass es immer noch eine
Besonderheit und womöglich nicht der
Mainstream ist. Um es zum Mainstream werden
zu lassen, braucht es das, was ich in der
Beantwortung der ersten Fragerunde schon
gesagt habe, braucht es eine faire
Aufgabenteilung. Wenn Bund und Länder die
Standards setzen, dann müssen sie sich auch
daran beteiligen, dass die Kommunen in die
Lage versetzt werden, diese Standards
einzuhalten.

Harald Rapp (AGFW): Kurze Antwort aus zwei
Beispielen. In Dresden haben wir es geschafft,
mit Städtebauförderungsmitteln und
Fachförderung mit einer Förderquote von rund
17 Prozent beide Maßnahmen, nämlich
Stadtentwicklungsmaßnahme ohne zusätzliche
Gebäudedämmung im Gründerzeitbau und
Verbesserung des Primärenergiefaktors mit
Absicherung der Strom- und der Wärmeleistung
für ein Gebiet – das ist das Gebiet Klotzsche –
sicherzustellen. Die Wertschöpfung errechnen
wir gerade zusammen mit dem IÖW, die liegt
ungefähr bei 88 Millionen Euro. Man muss
sehen, dass die städtischen Versorger in
Teilbereichen mittlerweile fast 20 Prozent des
städtischen Haushaltes an die Kämmerer
abführen. Das heißt, wir diskutieren nicht über
die Potenziale, die aus Versorgungssicht zu
heben sind, sondern über das, was die Städte zu
leisten vermögen. Das heißt, wenn hier Mittel

freigestellt werden, können wir dann auch
Maßnahmen entsprechend dem
Primärenergiefaktor, aber auch im
Gebäudestandard umsetzen. Wir müssen – nach
meiner Ansicht – Handlungsfähigkeit in den
Städten und die Ziele für die Städte
vorformulieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Breil, bitte!

Abg. Klaus Breil (FDP, AfWT): Meine Frage
richtet sich auch auf diesen Themenkomplex,
wie im Energiekonzept für einen
Übergangszeitraum über 2020 hinaus ein
nützlicher Beitrag zum Strommarktdesign durch
die Nachtstromspeicherheizungen geleistet und
gesichert werden kann. Hier geht meine Frage
an Herrn von Lojewski und Herrn Walberg. Was
gibt es für Möglichkeiten, die traditionellen – das
sind ja alte Technologien – Nachtstromspeicher-
heizungseinrichtungen intelligenter zu machen,
auch im Zusammenwirken mit dem
entstehenden Smart Grid, um das Potenzial hier
auszuweiten? Das vor dem Hintergrund, dass wir
ja oftmals eine Situation von Überschussenergie
haben, was zu negativen Strompreisen führt. Da
könnte man sich ja vorstellen, dass die eine sehr
nützliche Rolle spielen können. Was können Sie
dazu sagen?

Vorsitzender: Herr Walberg, Sie haben das
Wort!

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Vielen Dank für das Wort,
ich werde sorgsam damit umgehen. Ich bin kein
Experte für das Thema, das Sie beschreiben.
Nur vielleicht ein Hinweis: Ich tue mich sehr
schwer, eine Beurteilung vorzunehmen, ob das,
was das RWE jetzt an dieser Stelle vorschlägt,
sinnvoll oder nicht sinnvoll ist. Ich finde es viel
wichtiger, dass wir das diskutieren und zur
Kenntnis nehmen. Das ist ja eigentlich der
Gegenstand unserer heutigen Betrachtung: Wir
setzen Ordnungsrecht in Gang, das Dinge
technisch in jeder Hinsicht präjudiziert, das auch
das definiert, was für die nächsten Jahre und
Jahrzehnte in Teilen unumkehrbar ist. Das
bedeutet auch Modernisierung von
Bestandsgebäuden – ein anderes Thema, aber
das gehört auch dazu – die ich möglicherweise
energetisch ertüchtige, aber nutzungstechnisch
überhaupt nicht mehr brauche, sondern eher in
20 Jahren abreiße. Wie gehe ich damit um? Ist
es möglicherweise der Fall, dass wir uns einen
gigantischen Speicher, den wir jetzt haben, den
wir vielleicht nur reparieren müssen,
möglicherweise brauchen, um den Überschuss
an Windstrom abzupuffern und dann sinnvoll zu
nutzen? Ist das möglicherweise etwas, wo wir
jetzt vorausgaloppieren mit technischen
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Vorgaben, deren Konsequenzen wir nicht
überschauen? Das stelle ich nur in Frage. Und
die Frage ist, ob wir so weit sind, das beurteilen
zu können? Da gehören noch andere Sachen
dazu. Speicher sind eines der zentralen Themen
der Zukunft. Ich sagte vorhin: Eisspeicher – eine
Technik, die im Moment erst am Beginn ist, aber
da, wo sie umgesetzt wurde, hervorragende
Ergebnisse zeigt. Die übrigens auch wunderbar
nutzbar ist für das Zwischenspeichern von
Strom. Was ich nutzen kann über kalte Netze,
über Wärmepumpenbetreibung, über das
Abpuffern von Lastspitzen und über die
Eigenschaften eben von thermodynamischen
Prozessen, die so im Ordnungsrecht nicht
abgebildet werden können. Da habe ich einfach
die Befürchtung, dass wir jetzt Dinge tatsächlich
vorweg nehmen, die wir hinterher bitter bereuen,
wenn wir sie möglicherweise eigentlich noch
hätten nutzen können, wenn wir sie brauchen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr von Lojewski.

Hilmar von Lojewski (Deutscher Städtetag):
Herr Vorsitzender, Herr Breil, ich finde,
Sachverständige sollten nur über das reden,
worüber sie Bescheid wissen. Ich bin wirklich
nicht in der Lage, profund Auskunft zu den
Wärmespeichern in ihrer Pufferfunktion zu
geben, schließe mich deshalb auch gerne Herrn
Walberg an, der selbst sozusagen aus
technologischer Sicht sagt: Moment mal, das
müssen wir uns genauer ansehen. Da würde ich
natürlich auch erst mal fragen: Haben wir eine
Untersuchung dazu? Wenn wir nicht mehr weiter
wissen, dann retten wir uns in Arbeitskreise.
Wahrscheinlich braucht es dazu eine vertiefte
Betrachtung. Was ich in Erinnerung habe – und
das haben Sie alle miteinander auch, mit
unserem durchschnittlichen technischem
Fachwissen – ist, dass diese Wärmespeicher
nun mal eine der ineffizientesten Form der
Energieverwertung sind. Wenn Sie denn aber
eine Speicherfunktion haben und die wirksam
eingesetzt werden kann, dann ist es ein
Speicher. Und damit sollte man sie auch nutzen.
Also das Abwägen zwischen Ineffizienz und
Speicherfunktion ist das Kernthema. Wir wollen
uns – glaube ich – in diesem Kreis jetzt nicht in
eine technologische Diskussion begeben. Dazu
sollten nochmal Fachgutachter auf den Plan
rücken. Soweit meine dann doch etwas
ausführlichere Antwort aus Nichtkenntnis
heraus.

Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe nur noch zwei Nachfragen –
keine neuen Fragen – an die beiden
Sachverständigen, die ich vorhin angesprochen
habe, weil ein Teil meiner Frage von Ihnen
vielleicht versehentlich nicht beantwortet wurde.

Ich hatte mich ja bezogen auf das Gutachten
vom IBU im Auftrag des BMVBS und hatte Sie
gefragt, was Sie uns als Politik empfehlen
würden, wenn Sie der Auffassung sind, dass das
7-Liter-Niveau nicht wirtschaftlich erreichbar ist.
Auf welches Niveau sollte man dann
sinnvollerweise hinarbeiten? Was sollte die
Zielsetzung der Politik da sein? 8 Liter, 9 Liter, 10
Liter, wie auch immer.

Vorsitzender: Machen wir es diesmal
umgekehrt. Herr Rasch!

Walter Rasch (BID): Ich kann Ihnen da eine
genaue Literzahl nicht angeben, weil es natürlich
abhängig ist von dem, was im einzelnen
Gebäude zu vertretbaren Kosten zu leisten ist.
Das ist eben genau das Problem der
ordnungsrechtlichen Vorschrift, wenn man sagt:
Das muss erreicht werden, egal wie das
Gebäude aussieht. Insofern ist es immer eine
Frage: Was kann ich optimal machen im
Gebäude, nicht maximal? Das misst sich daran:
Was kann ich finanziell auch wieder
erwirtschaften? Das heißt: führt mein Investment
insgesamt zu einer Refinanzierung, zu einer
normalen Wirtschaftlichkeitsberechnung, die
man in jedem anderen Bereich auch machen
muss? Das gilt auch für Wohnen und für Häuser.
Oder ist eben die Maßnahme, die mir
vorgeschrieben wird, so aufwendig, dass ich das
nicht erreichen kann? Dann werde ich enteignet.
Das ist doch genauso, wenn Sie jetzt Leuten
sagen müssen, die VW-Autos werden zu einem
bestimmten Preis abgegeben, der wird
ordnungsrechtlich festgesetzt, und das unter
dem Herstellungspreis. Dann guckt Sie VW ganz
erstaunt an. Das kann doch nicht funktionieren.
Das ist eben die Krux, deswegen werben wir für
Flexibilität, für optimale Lösungen. Da spielt
übrigens eine Rolle, was hier auch schon ein
Punkt war, dass man wirklich gute Berater hat. Er
sollte wirklich so ein Haus anständig beurteilen
können und auch vernünftige Maßnahmen
vorschlagen, die dann zu einer optimalen
Wirtschaftlichkeit führen, nicht eben nur zu
festgesetzten Kosten, die ich nicht mehr
erwirtschaften kann. Das ist ganz einfach der
Punkt.

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Frau
Wagner, es tut mir leid, wenn ich da nicht präzise
war bei der Antwort. Dafür möchte ich mich
entschuldigen. Ich würde mich meinem
Vorredner auch ganz klar dahin anschließen: Sie
können es in Liter-Angaben schlicht und
ergreifend nicht regeln. Das entzieht sich völlig
der praktischen Regelungsmöglichkeit. Sie
können das natürlich als Gesetzgeber so
festlegen, das Recht will ich Ihnen nicht
absprechen. Aber es ist selbstverständlich nicht
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praxisgerecht, das zu tun, denn es ist bei jedem
Haus anders. Wenn Sie eine Grenze ziehen,
dann kann es sein, dass es ein Gebäude ist, wo
nur die Hälfte wirtschaftlich ist und sinnvoll
gewesen wäre und Sie die Grenze genau
doppelt so hoch gelegt haben, wie es eigentlich
sinnvoll gewesen wäre. Deswegen – und das ist
das Entscheidende – würde ich Ihnen
empfehlen, fokussieren Sie die Kraft auf
Information, auf technologische Sicherheit, auf
Aufklärung der Bevölkerung, auf
Rechtssicherheit. Legen Sie die verschiedenen
Gesetze zusammen, EnEG, EEWärmeG, EnEV.
Machen Sie einheitliche Maßstäbe. Geben Sie
Rechtssicherheit. Die KfW ist mit gutem Beispiel
vorangegangen, hat die Mittel verstetigt, die
Programme sind überschaubarer und leichter
abrufbar geworden. Es ist sehr gut, dass die
EnEV in einem Schritt zwei
Verschärfungsschritte hat, wenn man denn
schon zwei Verschärfungsschritte braucht, dass
das jetzt in einem Schritt festgezurrt werden soll.
Auf diese Art und Weise erhält der Bürger
Planungssicherheit. Wenn Sie dann noch
steuerliche Abschreibungen obendrauf packen,
Technologiesicherheit gewähren, dann werden
Sie Ihre Ziele erreichen. Es ist ja nicht so, dass
nichts geschieht. Die Immobilieneigentümer sind
ja schon dabei, den Bestand zu modernisieren.
Wir sind auf gutem Wege, und das kann man
nicht mit Liter-Vorgaben weiter befördern,
sondern mit Unterstützung. Denn die
Verunsicherung der Bevölkerung in diesem
Bereich ist ganz erheblich. In jedem unserer
Vereine gibt es täglich Nachfragen zu dem
Thema. Und was Herr Walberg schon nannte: Es
reicht manchmal ein Zeitungsartikel aus.
Manchmal reicht eine Fernsehsendung zur
Wärmedämmung aus. Zurzeit hat jeder, der sein
Haus gedämmt hat, Angst, dass er nachts von
einem Feuer überrascht wird, weil die
Wärmedämmung runterbrennt. Ob das nun real
ist oder nicht, das sind menschliche Ängste. Es
ist ganz wichtig, dass die Bevölkerung bei der
Energiewende mitgenommen wird. Dass es klare
und verlässliche Vorgaben gibt, dass das Ganze
bezahlbar bleibt. Und das ist – ich kann es nur
wiederholen – im Interesse der gesamten
Bevölkerung. Mieter, Selbstnutzer, Vermieter –
alle brauchen da Hilfe, Unterstützung und
Aufklärung.

Vorsitzender: Als nächstes der Kollege Vogel!

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Ich möchte die Frage vom
Kollegen Breil nochmal aufgreifen, sie ergänzen
und möchte sie an Herrn Dr. Verweyen stellen.
Der Grund, warum 2009 die
Nachtspeicherheizungen in dem § 10a
sozialverträglich auslaufend vom Markt

genommen werden sollten, war ja letztendlich
vor allen Dingen – das haben wir ja schon in der
Schule gelernt – der schlechte Wirkungsgrad von
elektrischen Heizungen, wenn es um
Wärmeerzeugung geht, egal ob Wasser oder
Luft. Und ich muss sagen, als technischer Leiter
in einem anderen Staat unseres Landes wurde
ich dafür bestraft, dass ich elektrische
Direktheizung unangemeldet betrieben habe.
Aber jetzt in dem Lichte der Energiewende, im
Lichte auch der Verwendung der erneuerbaren
Energien - wie sehen Sie das, wenn man jetzt
auch nicht von Nachtspeicherheizung, sondern
eher vielleicht von Elektrospeicherheizungen
spricht, was weitere Innovationen in diesem
Bereich betrifft für dieses Speichermedium, auch
mit Blick darauf, dass ja nicht nur über Nacht die
Grundlast dafür verwendet wird, sondern dass
man auch intelligent über den Tag, je nachdem,
wann sie anfällt, das Speichermedium sich
zunutze machen könnte? Können Sie uns dazu
noch etwas sagen? Wie gesagt, mit dem Blick
darauf, dass es ja eigentlich vom Wirkungsgrad
her eher ungünstig ist.

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Vogel! Herr
Verweyen!

Dr. Dietmar Verweyen (RWE Effizienz GmbH):
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender, herzlichen
Dank Herr Vogel! Ich glaube, die Effizienz der
Stromheizung ist unschlagbar, die ist nämlich
nahe 100 Prozent, um das mal ganz klar zu
sagen. Was das Thema ist, ist die
Stromerzeugung, also wie der Strom erzeugt
wird. Da ist das Thema Nachtspeicherheizung
und das beschreibt ja den Fakt, dass damals die
Heizungen aufgebaut worden sind, um auch
nachts die Kraftwerke auszulasten. Und das hat
zu dem geführt, was auch in der Diskussion 2009
zur Einführung des § 10a geführt hat, dass man
gesagt hat, die Kraftwerke arbeiten nur mit 30
oder 33 Prozent Wirkungsgrad, und da brauche
ich 3 Kilowattstunden Primärenergie, um eine
Kilowattstunde Heizenergie direkt vor Ort zu
schaffen. Das ist Wissen aus dem letzten
Jahrtausend, um das mal ganz klar zu sagen.
Wir haben heute eine ganz andere Welt, wir
haben heute volatile Erzeugung in der
Stromerzeugung. So etwas wie
Grundlastkraftwerke und Spitzenlastkraftwerke
gibt es in dem Sinne überhaupt nicht mehr,
sondern es geht nur noch um Flexibilität. Und
diese Flexibilität erzeugen wir zusätzlich und
stellen sie bereit über Speicher. Wenn wir mal
einfach gucken, wie heute die
Primärenergiefaktoren bei der Stromheizung
liegen, dann ist es nicht mehr das Verhältnis 1:3,
sondern 1:2. Wenn man sich anguckt, in welche
Richtung sich das bei den Ausbauzielen der
Erneuerbaren in den nächsten Jahrzehnten
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entwickeln wird, dann kommen wir in die
Größenordnung der heutigen
Brennwertheiztechnik beim Gas. Also durchaus
vergleichbar mit heute akzeptierter Technik.
Wenn wir zusätzlich sehen, dass wir durch
intelligentes Lastmanagement den Strom
überwiegend dann beziehen, wenn ein
Überschuss im Netz da ist, dann kommen wir da
nahe an Primärenergiefaktoren, die
hervorragend aussehen und den Vergleich mit
jeder anderen erneuerbaren Technik nicht zu
scheuen haben. Wichtig dabei ist einfach, dass
man wegkommt von diesen Lademustern „Ich
lade nachts“ – sondern dann, wenn eben der
Stromüberschuss im Netz da ist. Was braucht
man dafür? Intelligente Steuerungstechnik.
Natürlich kann ich auch Speicherheizungen
austauschen in Richtung schickeres Design,
bessere Regelbarkeit etc. Alle diese Dinge
laufen heute schon. Aber am Wirkungsgrad, was
uns aus CO2-Gesichtspunkten interessiert,
ändert sich dabei relativ wenig. Die
Speicherheizung, die elektrische Direktheizung
ist heute schon im Wirkungsgrad unschlagbar im
Vergleich zu jeder anderen konventionellen
Technik.

Vorsitzender: Vielen Dank! Damit sehe ich
keine weiteren Wortmeldungen. Herr Groß? Wir
haben noch eine Viertelstunde. Kollege Groß!

Abg. Michael Groß (SPD): Eine ganz schnelle
Frage an die Bundesregierung und an Herrn
Walberg. Was war der Grund, in zwei Schritten
für den Neubau vorzugehen? Wäre es nicht für
alle planungssicherer gewesen, 2015 lieber
dann in einem Schritt vorzugehen? Hätte das
nicht zur Sicherheit beigetragen? Was hat Sie
bewogen, das nicht zu tun? Welche Nachteile
befürchten sie?

Vorsitzender: Vielen Dank! Fangen wir an mit
Herrn Walberg und die Bundesregierung zum
Abschluss.

Dietmar Walberg (Arbeitsgemeinschaft für
zeitgemäßes Bauen): Das finde ich eine nette
Reihenfolge, Herr Vorsitzender, danke für das
Wort! Danke für die Frage! Wir haben immer ein
Problem mit absehbaren Veränderungen in
Förderungen oder technischen Anforderungen.
Ich habe immer damit ein Problem, wenn man
stufig vorgeht und für denjenigen, der investiert
und plant und Berechnungen aufstellt, zu einem
Zeitpunkt X etwas eintritt, was ihn
möglicherweise dazu veranlasst, eine Investition
oder eine Planung vorzuziehen, um zu
vermeiden, dass man hinterher eine höhere
technische Anforderung hat. Das wird dazu
führen, dass wir zwar vermeintlich
Planungssicherheit haben. Tatsächlich wird es

effektiv zu einer Planungsunsicherheit und zu
einem Effekt führen, den wir ja auch schon in
anderen Bereichen erlebt haben. Ich sage nur
Konjunkturpaket II – absolut notwendig, absolut
großartig. Viele Schulen in diesem Lande
wurden überhaupt nur deswegen saniert, weil wir
das Geld hatten. Und zu was hat es geführt? Zu
einem dramatischen Anstieg von Baupreisen,
der schlichtweg über diese Welle der Nachfrage
im Baugewerbe erzeugt wird. Und genau zu so
etwas wird es auch führen. Wenn etwas zu
einem Zeitpunkt X bauordnungsrechtlich gefragt
ist, wird das zwangsläufig zu einem Ansteigen
von Preisen führen. Das ist nicht das, was wir
brauchen, um langfristig bezahlbaren Wohnraum
herzustellen. Deshalb habe ich immer ein
Problem damit, wenn so etwas vorhersehbar
zweistufig geschieht. Insgesamt würde ich mir
wünschen, dass wir solche Diskussionen, wie sie
hier stattfinden – Sie führen die vielleicht an
anderer Stelle auch – viel früher führen und uns
auch ein bisschen Zeit nehmen, die
Konsequenzen unseres Tuns zu überschauen.
Wir sollten das, was wir da auch technisch
vorgeben, eher nochmal in Ruhe überdenken.
Und zwar mit allen Konsequenzen, die das für
das Bauen und für die langfristige Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum tatsächlich nach sich
zieht.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Mücke!

PSts Jan Mücke (FDP, BMVBS): Herr
Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen.
Die Motivation für die Bundesregierung ist eine
sehr einfache gewesen. Wenn Sie mehrere
Stufen nehmen können, die jeweils 10 cm hoch
sind, dann tun Sie sich in der Regel leichter
damit, als wenn Sie eine Stufe von 50 cm
nehmen müssen. Es ging hier darum, einen Pfad
zu beschreiben, der Stück für Stück eine
Anpassung vornimmt und Stück für Stück die
Anforderungen anhebt. Das sollte am Ende dazu
führen, dass der Eine oder Andere sich leichter
damit tut, einen Neubau oder eine Sanierung mit
diesen Werten vorzunehmen. Es war für uns
gedacht als eine Erleichterung, um dann 2020,
2021 beim Niveau des
nahezu-Null-Energiehauses zu landen, denn
dieses Ziel müssen wir im Neubaubereich so
oder so erreichen. Insofern haben wir uns
durchaus etwas dabei gedacht, wenn wir die
zwei Stufen beschreiben. Es sollte eine
Erleichterung sein. Und es sollte natürlich auch
für den Einen oder Anderen ein Anreiz sein,
möglichst schnell zu investieren, weil natürlich
eine Technologie, die man jetzt relativ einfach
erreichen kann – 12,5 Prozent Anpassung –
dann schneller Investitionen ausgelöst hätte, als
wenn wir sofort auf 25 Prozent hochgegangen
wären. Das ist die Motivation dahinter gewesen.
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Wir werden sehen, wie das Ganze sich in der
Praxis gestaltet. Ich will in diesem
Zusammenhang auch nochmal auf das
verweisen, was vorhin angesprochen wurde von
Herrn von Lojewski: Dass wir ein
Niedrigenergiehaus bauen müssen, gerade die
öffentliche Hand, ist ja keine Erfindung von uns,
sondern das ist europäische Rechtssetzung.
Und die setzen wir um. Und wir haben auch gar
keine andere Alternative, als das jetzt zu regeln,
weil wir ansonsten in ein
Vertragsverletzungsverfahren hineinlaufen
würden. Und deshalb ist das, glaube ich, auch
sinnvoll, denn die öffentliche Hand kann von den
Bürgerinnen und Bürgern logischerweise nur
dasselbe erwarten, wenn sie selbst bereit ist,
ihrer Vorbildfunktion gerecht zu werden. Sie
kann nicht von ihren Bürgerinnen und Bürgern
die Dinge verlangen, die sie selbst nicht bereit ist

zu leisten. Und deshalb halte ich es für geboten,
dass wir diese anspruchsvollen Ziele für den
öffentlichen Bereich eher in Kraft setzen.

Vorsitzender: Vielen Dank. Vielen Dank an die
Experten. Damit sind wir fertig mit der Anhörung.

Schluss der Sitzung: 12.52 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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